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Zur Machtvollkommenheit der Sowjets
und zur Schaffung eines sozialistischen Rechtsstaates

Referat M. S. GORBATSCHOWS
auf der Tagung des Obersten Sowjets am 29. November 1988

Genossen Deputierte!
Auf dieser außerordentlichen 

Tagung des Obersten* Sowjets 
der UdSSR steht uns bevor, un­
ter Berücksichtigung der Ergeb­
nisse der volksumfassenden Aus­
sprache die Gesetzentwürfe über 
die Wahlen sowie über die Verän­
derungen und Ergänzungen zur 
Verfassung der UdSSR zu erör­
tern und zu verabschieden.

Neben der Umgestaltung in der 
Partei, die berufen ist, ihr Po­
tential als politische Avantgarde 
der Gesellschaft zu entfalten, sie 
von den ihr wesensfremden Funk­
tionen zu befreien und die Ver­
teilung der Funktionen zwischen 
den Partei-, Staats- und Wirt­
schaftsorganen zu sichern, bieten 
uns die dem Obersten Sowjet zur 
Erörterung unterbreiteten Ge­
setzentwürfe ein weites Betäti­
gungsfeld für die praktische Ar­
beit zur Verwirklichung der po­
litischen Reform. die von der 
XIX. Unionsparteikonferenz der 
KPdSU geplant wurde. Damit 
wird dem Prozeß der Demokrat­
isierung der sowjetischen Gesell­
schaft ein neuer mächtiger Im­
puls verliehen.

Welchen Platz behaupten die 
geplanten Veränderungen im um­
fassenden Programm der revolu- 
tiönären Umgestaltung? Charak­
terisiert man den Inhalt der ge­
genwärtigen Periode zusammen, 
fassend und zeichnet man sozusa­
gen ihr politisches Porträt, 
so ist dies der Übergang 
vom Stadium, als die zur Mitte 
der 80er Jahre entstandene Situa­
tion inhaltlich erfaßt wurde, die 
Pläne reiften und die einheitliche 
Konzeption der Umgestaltung ge­

formt wurde, zum Stadium, wo 
die Ideen immer mehr den Cha­

in der Diskussion zum Referat 
M. S. Gorbatschows sprach als 
erste die Vorsitzende des Präsi­
diums des Obersten Sowjets der 
Ukrainischen SSR Deputierte 
W. S. Schewtschenko. Sie unter­
breitete den Vorschlag, die Ge­
setzentwürfe der UdSSR mit den 
Berichtigungen und Ergänzungen 
anzunehmen, die von den Kom­
missionen der Kammern des 
Obersten Sowjets der UdSSR In 
die Entwürfe eingetragen wur- 
den.

Im Leben des Landes wird 
diese Tagung einen ausschließ­
lich wichtigen Platz einnehmen, 
unterstrich die Deputierte. Die 
Annahme der Gesetzentwürfe 
wird einen bedeutenden Schritt 
auf dem Wege zur Demokratisie­
rung der Gesellschaft, zur Ge­
währleistung der Volksherrschaft 
der Sowjets und zur Schaffung 
eines sozialistischen Rechtsstaa. 
tes darstellen. Gerade solche Ent­
scheidungen erwarten die Millio­
nen Wähler von Ihren Vertretern 
im höchsten Machtorgan des 
Landes.

Während der Volksaussprache 
fanden die Gesetzentwürfe der 
UdSSR die Unterstützung der 
überwiegenden Mehrheit des 
Volkes. Die Rednerin bekräftigte 
das durch Angaben aus Ihrer 
Unionsrepublik. Die Volksaus­
sprache. stellte sie fest, verlief 
unter aktiver Beteiligung aller 
Schichten der Gesellschaft und 
der Arbeitskollektive, sie wider- 
spiegelte das gewachsene gesell­
schaftliche Bewußtsein von Mil­
lionen sowjetischer Menschen.

Die Stabilität der Gesetze er­
zieht zur deren Achtung und 
strikten Einhaltung. Die Annahme 
der erörterten Entwürfe, unter­
strich die Deputierte,Ist lediglich 
der erste Schritt auf dem Wege 
zur Demokratisierung der sowje­
tischen Gesellschaft. Doch wir 
müssen Ihn heute, und zwar 
unverzüglich tun. Dieser Meinung 
ist die überwiegende Mehrheit des 
Volkes der Ukraine.

Die Rednerin setzte sich mit 
denjenigen auseinander, die sich 
gegen die Annahme dieser sehr 
wichtigen Gesetzentwürfe äußern, 
die sich abzusondern und dem 
Internationalismus unserer Ge­
sellschaft eng Nationales entge- 
genzusteilen suchen. Es Ist die 
Aufgabe der Deputierten und al. 
ler Sowjets des Landes, die ko­
lossale politische Energie der 
Werktätigen In die Bahn des 
Aufbaus und der Beschleunigung 
der Umgestaltung zu lenken.

Bel einer objektiven und 
ausgewogenen Einstellung kann 
man nicht übersehen, daß für 
die unterbreiteten Gesetzentwür. 
fe schöpferische Zielstrebigkeit 
kennzeichnend Ist, unterstrich 
der Deputierte A. S. Kamal, 

rakter politischer Einstellungen 
und Gesetzbestimmungen gewin­
nen, und die Arbeit, die Organisa­
tion des Lebens auf neue Art in 
den Vordergrund rücken. Diese 
Periode ist kompliziert und auch 
in höchstem Grad verantwortlich.

Die Umgestaltung ist die 
Hauptpriorität unserer Tätigkeit. 
Sie ist der Schlüssel zur Erhal­
tung und Entfaltung der wahren 
sozialistischen Errungenschaften. 
Ideale und Grundsatz^ wie auch 
zur Überwindung von Deforma­
tionen und negativen Erschei­
nungen, die wir aus der Vergan­
genheit geerbt haben, sowie zur 
Lösung praktischer Aufgaben in 
jedem Gebiet. Rayon und Ar­
beitskollektiv.

Deshalb müssen wir so handeln, 
damit dieser Prozeß an Kraft ge­
winnt. damit keinerlei Zusammen­
treffen von Umständen. keine 
Einzelprobleme und Unklarheiten 
ihn bremsen, und umso mehr 
gefährden können. Daran, Genos­
sen. müssen wir alle denken — 
Jeder Arbeiter. Bauer, Intellek­
tuelle. Jeder Sowjetbürger.

Die Besonderheit des gegen­
wärtigen Moments besteht darin, 
daß,unsere weitere Entwicklung 
immer mehr gegen die Unvoll­
kommenheit der politischen In­
stitutionen stößt. Das bekommen 
wir auf jedem Schritt zu spüren.

Die Verabschiedung der Ge­
setze über den staatlichen Be­
trieb und die Kooperation, die 
Schaffung von Bedingungen für 
den weitgehenden Übergang zur 
wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung und Selbstfinanzierung, zur 
Vertrags- und der Pachtmethode 
haben den Weg für die allmähli­
che Sanierung der Ökonomik, für 
die Verbesserung der Lebensbe­
dingungen des Volkes eröffnet.

Viele Initiativen und Ideen der 
Werktätigen verlieren sich Jedoch 
in den bürokratischen Labyrinthen

Auf der Tagung im Kreml
Erster Sekretär des Gomeler 
Gebietskomitees der Kommunisti­
schen Partei Belorußlands. Er 
teilte mit, daß die überwiegende 
Mehrheit der Werktätigen des 
Gebiets diese Dokumente vom 
konstruktiven Standpunkt aus 
bewerten. So beteiligten sich Im 
Großbetrieb — der Vereinigung 
..Gomselmasch” —, die rund 
35 000 Menschen von 44 ver- 
schledenen Nationalitäten be­
schäftigt, an der Erörterung der 
Gesetzentwürfe bei großer Viel­
falt von Meinungen praktisch 
Jeder dritte Arbeiter. Das Kol­
lektiv machte Insgesamt mehr als 
250 Vorschläge und Einschät­
zungen, was an und für sich eine 
wichtige Kennziffer der aktiv 
voranschreitenden Demokratisie­
rung der gesellschaftlichen Pro­
zesse ist.

Die vorgeschlagenen Abände­
rungen und Ergänzungen zur 
Verfassung der UdSSR berühren 
unmittelbar den Bereich der 
Unlons-, Zwischenrepublik- und 
zwischennationalen Beziehungen. 
Die Realität Ist von der Art, daß 
die Schärfe der zahlreichen Pro­
bleme hier nicht abflaut, sondern 
mancherorts bedauerlicherweise 
noch zunimmt. Sie sind aus den 
vergangenen und gegenwärtigen 
Mängeln in der Entwicklung der 
politischen Kultur hervorgegan­
gen.

Es gibt Fälle eines negativen 
Verhaltens zu einzelner^ Thesen 
der zur Erörterung stehenden 
Dokumente. Die Analyse zeigt, 
daß sie mit provokatorischen 
Handlungen einzelner Personen 
Zusammenhängen, die Ihre ambi­
tiösen Ziele verfolgen und den 
Weg nationaler Isoliertheit, 
wirtschaftlicher und politischer 
Absonderung einschlagen. Diese 
Gefahr darf nicht unterschätzt 
werden. Man muß sich aktiv und 
verantwortungsbewußt denjenigen 
entgegensetzen, die diesen Weg 
beschreiten, die zu einem Schlag 
gegen unser höchstes Heiligtum 
— unsere historische Union und 
die Freundschaft aller Völker — 
ausholen.

In Leningrad verlief die Er- 
örterung der Gesetzentwürfe sehr 
aktiv, sagte der Karusselldreher 
Im Baltischen Ordshonlkldse- 
Werk Deputierte I. I. Shirnow. 
Es wurden mehr als 68 000 Vor­
schläge gemacht. Nach Ansicht 
des Redners ist eine Änderung 
der Gesetze die logische Folge 
der Erneuerung unserer Gesell­
schaft. Er schlug vor, auf der 
Tagung beide Gesetze mit den 
Abänderungen und Ergänzungen 
zu den wichtigsten Fragen anzu. 
nehmen.

Besonders aktiv diskutierten 
die Leningrader die Entwurfs, 
bestlmmungen, In denen über die 
Wahl der Deputierten von den 

oder stoßen sogar auf Widerstand. 
Deshalb besteht die Hauptlehre 
der letzten Zelt darin, daß die 
beschleunigte Überwindung der 
Stagnation ohne Demokratisie­
rung unseres ganzen Lebens, oh­
ne Wiederbelebung der Sowjets 
als Vertretungsorgane der Macht 
und der Selbstverwaltung des 
Volkes unmöglich ist.

Hier liegt auch die Antwort 
auf die Frage, die man nicht sel­
ten hören muß: Gehen wir nicht 
verfrüht an die politische Reform, 
ohne ihre materielle Basis ge­
schaffen, ohne eine grundlegende 
Wandlung in der Befriedigung der 
Lebensbedürfnisse der Menschen 
an Nahrungsmitteln, Waren, 
Dienstleistungen und Wohnungen 
erzielt zu haben? Nein, Genossen, 
leichte Wege gibt es nicht. Ich 
mußte wiederholt darüber spre­
chen, daß die Aufgaben, die wir 
uns für die nächste Zukunft und 
für die Perspektive stellen, nur 
in Übereinstimmung der ökonomi­
schen Reform mit den politischen 
Umwandlungen, der Demokrati­
sierung und Offenheit zu lösen 
sind.

Wenn wir die Prozesse, die 
sich heute In der Ökonomik, in 
der sozialen Umgestaltung der 
Gesellschaft, in der Sanierung 
des geistigen Bereichs eingesetzt 
haben, nicht durch die politische 
Reform untermauern, für sie 
nicht ein entsprechendes System 
der Leitung schaffen, die Arbeit 
der Sowjets und unserer Kader 
nicht radikal erneuern — dann 
werden die Umgestaltungsprozes­
se unweigerlich ins Stocken ge­
raten.

Wir haben gute Lehren aus 
den Erfahrungen der in der Ver­
gangenheit mißlungenen Versu­
che gezogen, die Sachlage in der 
Ökonomik zu verbessern, ohne et­
was in der Politik zu ändern, oh­
ne umfassende demokratische 

gesellschaftlichen Organisationen 
die Rede ist. Nicht wenig Be­
merkungen gab es auch zur 
Gestaltung der höchsten Macht­
organe. Einige nehmen an, so stell­
te der Deputierte unter anderem 
fest, daß die Zweckmäßigkeit 
der Wahl des Obersten Sowjets 
der UdSSR auf dem Kongreß der 
Volksdeputlerten der UdSSR 
nicht hinreichend begründet Ist. 
Das Vorhandensein eines solchen 
ständig wirkenden und sich er­
neuernden Deputiertenorgans, wie 
der Oberste Sowjet der UdSSR 
es sein soll, wind es ermöglichen, 
die vorhergehende Durcharbei­
tung der Gesetzentwürfe gründ­
licher und sorgfältiger zu besor­
gen.

Im weiteren ging der Depu­
tierte In seiner Ansprache auf 
Probleme der Erhöhung der Rol­
le der Sowjets bei der Entwlck- 
lung der Territorien ein. Be­
treffs der bevorstehenden volks­
weiten Dlskutlerung des Ge­
setzentwurfs der UdSSR über die 
örtliche Selbstverwaltung und
die örtlich geleitete Wirtschaft 
verwies der Redner auf die 
Notwendigkeit, dazu mindestens 
zwei bis drei Monate ein­
zuräumen.

Der Vertreter der Leningrader 
Wektätigen äußerte seine Mei­
nung darüber, was sich In Est­
land und In einigen anderen 
Regionen des Landes tut. Das sind, 
so erklärte er. Folgen der Un­
terlassungen der örtlichen Partel­
und Staatsorgane. Der Redner 
brachte seine Überzeugung zum 
Ausdruck, daß Vernunft, guter 
Wille und Ausdauer helfen wer­
den, die entstandenen Wider­
sprüche konstruktiv zu lösen. 
Die Leningrader Arbeiterklasse 
stimmt für die Umgestaltung 
und Demokratie 1m Interesse des 
Sozialismus und der Werktätigen, 
unterstrich der Deputierte.

Die Entwürfe der zur Erörte- 
rung stehenden Gesetze eröffnen 
neue Wege zur Demokratisierung 
des gesellschaftlichen und politi­
schen Lebens sowohl im ganzen 
Staat als auch In seinen Bestand­
teilen — den multinationalen Re­
publiken. s^gte der Deputierte 
R. N. Nischanow, Erster Se. 
kretär des ZK der Kommunisti­
schen Partei Usbekistans.

Die Probleme der zwischen- 
nationalen Beziehungen In den 
Unionsrepubliken analysierend, 
stellte der Redner fest, daß der 
gemeinsame Wohnort, die Lebens, 
weise und Arbeitstätigkeit zahl­
reicher Nationen, Völkerschaften 
und nationaler Gruppen, das Zu. 
sammenwlrken und die gegensei­
tige Bereicherung der Kulturen 
und Traditionen äußerst günstige 
Voraussetzungen für eine voll­
blütige soziale. wirtschaftliche

Umwandlungen zu unternehmen, 
Die politische Reform ist eine Art 
Sauerstoff, der für die Lebenstä­
tigkeit des gesellschaftlichen Or­
ganismus unentbehrlich ist. Ihr 
Ziel besteht darin, die Interessen 
der Persönlichkeit mit den Inter­
essen des Kollektivs und der gan­
zen Gesellschaft durch die Demo­
kratisierung aller Seiten des Le­
bens zu verbinden, den Men­
schen der Arbeit in der Tat als 
den Herren In der Produktion 
und in dem Staat in den 
Blickpunkt des gesamten politi­
schen Prozesses zu stellen.

Die Umgestaltung hat die bei 
uns in den Stagnationsjahren herr­
schende trügerische Ruhe buch­
stäblich gesprengt, sie hat einen 
Impuls der breiten und freien 
Diskussion gegeben, viele heran­
gereiften und wunden Fragen 
heraufbeschworen. Die Riesen­
energie dieses gesellschaftlichen 
Prozesses darf nicht zerfließen, 
nicht umsonst vergeudet werden 
und umso weniger zu sozialen 
und nationalen Unruhen führen, 
sondern sie muß auf reale Taten, 
voll und ganz auf die Erreichung 
wahrhaft revolutionärer Aufbau­
ziele gerichtet werden.

Gegenwärtig, da wir vor kom­
plizierten Riesenaufgaben stehen, 
dürfen wir vor dem großen Aus­
maß des Neuen, vor der Vielfalt 
der ausgelösten Meinungen und 
Emotionen nicht den Kopf ver­
lieren. Das alles wurde dank der 
Umgestaltung möglich und soll 
zur weiteren Entwicklung der Er­
neuerungsprozesse In unserer Ge­
sellschaft beitragen,

Es gilt, zielstrebig und konti­
nuierlich den vom XXVII. Par­
teitag und der XIX. Unionspartei­
konferenz vorgezeichneten Weg 
zu gehen, demokratische Instru­
mente für die freie Meinungsäu­
ßerung und Koordinierung man­

und politische Entwicklung der 
Region schaffen.

Auf die nichtdurchdachten und 
übereilten Schritte eingehend, 
die mancherorts im Prozeß der 
Vorbereitung der Reform des 
politischen Systems unternom. 
men werden, betonte der Depu­
tierte, daß der Isolierte und ab­
gesonderte Entwicklungsweg der 
Nationen, die Zurückgezogenheit 
Im Kreise eng nationaler Inter­
essen niemals eine historische 
Perspektive hatten und auch 
nicht haben werden. Das kann 
letzten Endes zu einer nationalen 
Entartung führen. Die Entwicklung 
der Demokratie und Offenheit 
haben die gesellschaftliche In­
itiative entfacht und Vorausset­
zungen für die Bekundung ver- 
schledener Meinungen und An­
sichten geschaffen. Jedoch die 
Logik unserer Vorwärtsbewegung 
fordert, daß Jegliche Erscheinun­
gen von Pluralismus nicht einen 
zerstörenden, sondern einen 
schöpferischen Charakter tragen, 
daß sie nicht die Trennung, son­
dern die Konsolidierung der 
Kräfte und Bemühungen im Na­
men des Gedeihens unseres ge- 
melnsamen Zuhauses — der 
Union der Sozialistischen So­
wjetrepubliken — begünstigen.

Zur Frage der regionalen 
wirtschaftlichen Rechnungs­
führung vertrat der Red­
ner den Standpunkt, daß man 
sie nach gutem Durchdenken und 
Erwägen lösen und In Jedem 
konkreten Fall man nicht von res- 
sortbedingten, sondern von den 
gesamtstaatlichen Interessen 
ausgehen soll.

Im Namen der Moskauer un­
terstützte der Generalkonstruk­
teur der Moskauer Produktions­
vereinigung Deputierte W. P. 
Jefremow die Gesetzentwürfe; 
zugleich lenkte er die Aufmerk­
samkeit auf die Fragen, die eine 
besonders rege Diskussion aus­
lösten und die In den nächsten 
■Etappen der polltlchen Reform 
der Sowjetgesellschaft unbedingt 
zu beachten sind. Eine ernsthafte 
Durcharbeitung erfordert nach 
Ansicht der Wähler der Vor­
schlag bezüglich des Rechts der 
gesellschaftlichen Unionsorgani­
sationen, unmittelbar Deputierte 
zu wählen. Die Wahl der Depu­
tierten auf Kongressen und Ple­
nartagungen dieser Organisatio­
nen Ist unvereinbar mit den all­
gemeindemokratischen Prinzipien 
der Bildung der Sowjets, well 
ein bestimmter Teil der Depu­
tierten außer Kontrolle der Wäh­
ler gerät. Dabei wird das gleiche 
Wahlrecht verletzt und ein 
geschlossenes System der Depu­
tiertenauswahl geschaffen. Es gab 
Vorschläge darüber, daß die 
Unionsorgane der gesellschaft­
lichen Organisationen die Depu­

nigfaltiger Meinungen und Inter, 
essen auszuarbeiten.

Genossen Deputierte, das Ge­
sagte charakterisiert die Bedeu­
tung der Frage, die heute vom 
Obersten Sowjet der UdSSR er­
örtert wird.

Man muß auch klar sehen, wel­
chen Platz die Umwandlungen, 
die gegenwärtig angeregt wer­
den, In der Entwicklung der so­
wjetischen Staatlichkeit einneh­
men, sie sozusagen auf der Waa­
ge der Geschichte abwägen.

Die Machtfrage Ist In einer be­
liebigen Gesellschaft die wichtig­
ste. Doch eine besondere Bedeu­
tung gewinnt sie In Revolutions­
zeiten, wenn das alte politische 
System nJedergebrochen wird und 
ein neues aufkommt, wenn neue 
Normen und Regeln behauptet 
werden, nach denen sich die Ge­
sellschaft eine ganze historische 
Epoche lang richten und ent­
wickeln wird.

Alle Fragen der großen Poli­
tik — die Stelle und die Rolle 
der Partei, des Sowjetstaates, der 
Gewerkschaften, des Komsomol 
und anderer gesellschaftlicher 
Organisationen, die Ordnung ih­
rer Wechselbeziehungen. die 
Prinzipien und Normen, die die 
Tätigkeit der Leitungsorgane und 
den Verlauf des Staatslebens re­
geln, die Beziehungen zwischen 
Staat und Bürger — Ich wieder­
hole, alle politischen Fragen 
müssen Im Sozialismus so gelöst 
werden, daß man von dem Wich­
tigsten — den Interessen des 
werktätigen Menschen — aus­
geht.

In der ersten Nachkriegs­
periode hatte sich, mit W. I. Le­
nin gesprochen, ..eine einheitli­
che durch eine föderative Union 
besiegelte gesamtstaatliche So­
wjetmacht” gebildet. Regelmä­
ßig wunden Kongresse der So­
wjets und Sitzungen der Zentra: 

tierten nicht wählen, sondern nur 
Kandidaten aufstellen sollen.

Als einen wesentlichen Schritt 
auf dem Wege zur Demokratisie­
rung der Wahlen betrachten die 
Moskauer die Befreiung der De­
putiertenkandidaten von ihren 
Produktlons- oder Dienstpflichten 
für die Anteilnahme an der 
Wahlkampagne.

Ein großes Interesse lösten die 
Vorschläge betreffs der Tätig­
keit des Verfassungsschutzkoml- 
tees aus. Seine Schaffung be­
fürwortend, machten die Mos­
kauer Werktätigen eine Reihe 
konkreter Vorschläge über die 
exakte Begrenzung der Funktio­
nen und Kompetenzen des Ober­
sten Gerichts der UdSSR, der 
Staatsanwaltschaft und des Ver- 
fassungsschutzkomitees. Nach An­
sicht der Werktätigen müßte das 
Komitee mit realen Vollmachten 
ausgestattet sein, bis hin zu dem 
Recfit, Akte zu annulieren, wenn 
sie mit der Verfassung der 
UdSSR 1m Widerspruch stehen.

Die Bestimmungen der vorlie­
genden Gesetzentwürfe, betonte 
der Vorsitzende des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der Aser­
baidshanischen SSR Deputierte 
S. B. Tatlijew, berücksichtigen 
die souveränen Interessen aller 
Unionsrepubliken. Während der 
Erörterung der Dokumente in 
Aserbaldshan wurden etwa 
3 500 Vorschläge und Bemerkun­
gen eingebracht. Im großen und 
ganzen unterstützten die Werktä­
tigen der Republik die Positio­
nen der politischen Reform. Auch 
die In Estland angenommenen 
Beschlüsse blieben nicht unbeach­
tet. Die meisten äußerten Ihre 
Mißbilligung dazu. Jede Repu. 
bllk, sagte der Redner, hat Ihre 
Verpflichtungen vor der ganzen 
Gesellschaft. Sogar ausgespro­
chen Interne Probleme müssen 
wir, ausgehend von den Interes­
sen des ganzen Staates aus, be. 
werten.

Die Umgestaltung, führte der 
Redner weiter aus, durch­
leuchtete zahlreiche Probleme, 
die ein trauriges Erbe der Ver­
gangenheit sind, Insbesondere In 
der Frage der zwischennationa­
len Beziehungen. Es gilt, sich 
mit besonderer Aufmerksamkeit 
gegenüber den Prozessen zu ver­
halten. die die Antl-Peréstrolka- 
Kräfte auszuschlachten ver­
suchen.

Man kann und muß die Rechte 
der örtlichen Machtorgane er­
weitern. Doch Jede Erweiterung 
setzt das Vorhandensein bestimm­
ter Rahmen und Schranken vor­
aus. Der Deputierte sdhlug vor, 
den Gesetzentwurf durch den 
Hinweis zu ergänzen. der die 
Erfüllung der Forderungen der 
Verbindlichkeit der Beschlüsse 
der übergeordneten Deputierten.

len Vollzugskomitees ein­
berufen, auf denen In 
einer Atmosphäre frelher
Diskussionen die wichtigsten Le­
bensfragen des Landes erörtert 
und gelöst wurden. Durch die 
Sowjets wurden an der Basis 
Millionen von Arbeitern und Bau­
ern In das politische Leben einbe­
zogen. Sie lernen ihren Staat re­
gieren. Die Arbeit des Apparats 
wurde, wachsam von den Organen 
der Arbelter-und-Bauern-Inspek- 
tlon kontrolliert.

Natürlich klapptp In diesem 
frühen Stadium des sozialisti­
schen Aufbaus Im politischen Me­
chanismus bei weitem nicht alles. 
Es wurde jedoch das Fundament 
der sozialistischen Demokratie 
gelegt, es vervollkommneten sich 
Ihre Institutionen und bildeten 
sich die Traditionen heraus.

Jetzt Ist uns klar, welch riesi­
ge menschliche, politische, mora­
lische und nicht zuletzt auch ma­
teriale Kosten unser Land da­
durch tragen mußte, daß dieser 
Prozeß unterbrochen wurde und 
schon zu Beginn der 30er Jahre 
autoritäre Machtmethoden und 
ein bürokratisches Kommandosy­
stem Wurzeln schlugen, und sich 
massenhafte Repressalien und an­
dere Verletzungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeiten verbreite­
ten.

Die allmähliche Entfremdung 
der Werktätigen der neelen Teil­
nahme an der Leitung der staat­
lichen und gesellschaftlichen An­
gelegenheiten, die Immer wach­
sende Kluft zwischen den offi­
ziell verkündeten demokratischen 
Grundsätzen und der Praxis des 
politischen Prozesses, das Ver­
drängen der Vertretungsorgane 
durch den Apparat und seine Im­
mer zunehmende Bürokratisie­
rung. die Loslösung von den 
Massen — all das führte zu einer 
Verknöcherung des politischen

Sowjets für die untergeordneten 
garantiert.

Damit schloß die erste gemein­
same Sitzung des Unionssowjets 
und des Nationalitätensowjets 
Ihre Arbeit ab.

Auf der zweiten gemeinsamen 
Sitzung, auf der der Vorsitzende 

des Unionssowjets J. N. Christorad- 
now präsidierte, sprach zu Be­
ginn der Erste Sekretär des ZK 
der Kommunistischen Partei Ka­
sachstans, Deputierte G. W. Kol- 
bin. Er berichtete über die 
Atmosphäre In der Republik, in 
der die Diskussion der auf der 
Jetzigen Tagung zu erörternden 
Gesetzentwürfe verlief, und hob 
hervor, daß es dieses Mal die 
übliche, vorgetäuschte Einheit­
lichkeit der Meinungen. hinter 
der sich die Gleichgültigkeit der 
breiten Massen gegenüber der 
Tätigkeit der leitenden Organe 
verbargen, nicht gegeben hat.

Belm Lesen des Entwurfes 
haben die Menschen Jede Ver­
fügung abgewogen und sie mit 
den gültigen Verfassungen des 
Landes und der Unionsrepubliken 
verglichen. In den Streit­
gesprächen und Diskussionen 
entstand eine einheitliche Mel- 
nung, die vor kurzem der Sitzung 
des Präsidiums des Obersten So­
wjets der Republik vorgelegt 
wurde. Die Deputierten hatten 
einen einhelligen Schluß gezo­
gen, nämlich, daß die Umgestal- 
tung In der Wirtschaft, in der 
Sozlalsphäre sowie die Steigerung 
der Bürgerinitiative unmöglich 
seien ohne die Durchführung der 
politischen Reform und die An­
nahme der aufgestellten Gesetz­
entwürfe.

Ich bin überzeugt, sagte der 
Redner weiter, daß bereits heute, 
zum Zeitpunkt der Annahme der 
für das Schicksal der Umgestal­
tung so wichtigen Gesetze, gut 
über Ihre praktische Realisie­
rung nachgedacht werden muß. 
Zelt Ist kostbar: Die Umgestal­
tung setzt gleichzeitig die 
Beschleunigung und auch den 
Ausschluß aller Übertreibungen 
und nichtdurchdachten. Handlun­
gen voraus.

Die sowjetischen Frauen haben 
breit und interessiert an der 
Volksaussprache zu dem neuen 
Gesetzentwurf teilgenommen, be­
tonte die Vorsitzende des So­
wjetischen Frauenkomitees S. P. 
Puchowa, Die Rednerin ging auf 
die prinzipiell neue Lage. die
Wahl der Deputierten durch die 
Massenorganisationen, ein. So
wind es möglich sein, hob sie
hervor, deren Tätigkeit zu akti­
vieren, ihre Rolle Im Leben der 
Gesellschaft wesentlich zu stel- 

Systems. Es begann sich aus der 
Triebkraft der Gesellschaft zu ei­
nem Hemmschuh für deren Ent­
wicklung zu verwandeln.

Allerdings konnte sie die durch 
die Große Revolution und den 
Glauben an die Ideale des Sozia­
lismus geborene Energie des Vol­
kes dennoch nicht völlig fesseln. 
Eben dieser Energie, der hinge­
bungsvollen Arbeit und dem 
Kampf von Tausenden Kommuni­
sten. Millionen Arbeitern, Bau­
ern und Intellektuellen haben wir 
es zu verdanken, daß sich unser 
Land In einen der entwickelte­
sten und einflußreichsten Staaten 
der Welt verwandelt hat und In 
dem schweren Krieg, den Je die 
Weltgeschichte gekannt hatte, 
den Sieg davontrug.

Jedoch der Sache des Sozia­
lismus wurde ein riesiger Scha­
den zugefügt. Heute haben wir 
die Absicht, die Werte des Okto­
ber Wiedererstehen zu lassen und 
die von der Revolution verkünde­
ten Losungen der Freiheit und 
Demokratie unter Berücksichti­
gung des akkumulierten ökonomi­
schen, sozialen, kulturellen und 
intellektuellen Potentials in die 
Tat umzusetzen. Ein Faktor von 
kolossaler Bedeutung sind die 
geistigen Erfahrungen unseres 
Volkes

Selbstverständlich Ist die Re­
form des politischen Systems eine 
äußerst komplizierte Aufgabe, die 
sich, wie es heißt, nicht auf An­
hieb lösen läßt. Daher Ist es wich­
tig, den gesamten Umfang und 
den Charakter der bevorstehen­
den Arbeit zur Realisierung der 
Beschlüsse der XIX. Parteikon­
ferenz über die politische Reform 
vor Augen zu haben und eine ra­
tionelle Aufeinanderfolge Ihrer 
Aufgaben festzulegen.

(Fortsetzung S. 2)

gern und Ihre Rechte auf gesetz­
gebende Initiativen tatsächlich 
zu nutzen.

Die Frauenräte, das Sowjeti­
sche Frauenkomitee vertreten die 
Interessen der reichlichen Hälfte 
der Bevölkerung des Landes. 
Sie sind bereit, ein Programm 
zur Verbesserung der Lage der 
Frauen und der weiteren Ent­
wicklung des Schutzes von Mut­
ter und Kind sowie zur Festi­
gung der Familie aufzustellen. 
Aber kann es nicht so kommen, 
daß weibliche Deputierte nur von 
den Frauenorganisationen ge­
wählt werden, und das zu einer 
bedeutenden Verringerung Ihrer 
Zahl unter den Gewählten führt? 
Es Ist notwendig, erklärte die 
Rednerin, daß auch andere ge­
sellschaftliche Organisationen bei 
der Aufstellung ihrer Deputier­
ten und der Durchführung der 
Wahlkampagnen die Rolle der 
Frauen In den Gewerkschaften, 
Im Komsomol, in den Veteranen­
räten und den schöpferischen 
Verbänden nicht vergessen.

In gleichem Maße betrifft das 
die Wahlen In den Terrltorlal- 
krelsen, wo ebenso die Notwen, 
dlgkelt der proportionalen Ver­
treterschaft berücksichtigt wer. 
den muß.

Das Sowjetische Frauenkomi­
tee bittet darum, so sagte die 
Rednerin, bei der Struktur, 
bestlmmung des Obersten Sowjets 
die Organisation einer Kommis, 
slon zu planen, die es gestatten 
würde, den gesamten Komplex 
der Fragen, verbunden mit der 
Teilnahme der Frauen am poli­
tischen, wirtschaftlichen und so­
zialen Leben, mit mehr Voll­
machten aufzuwerfen und zu lö­
sen.

Abschließend rief die Rednerin 
dazu auf, die Ausarbeitung der 
anderen Abschnitte der Verfas­
sung der UdSSR, darunter derje­
nigen, die die Gleichberechti­
gung der Frau und den Schutz 
der Familie betreffen, nicht län. 
ger aufzuschieben.

Der Deputierte A. N. Fadejew, 
Vorsitzender des Kolchos ..Borez 
sa mir”, Gebiet Uljanowsk, mach­
te eine Reihe konkreter Vorschlä­
ge. Der Redner brachte seine, 
Überzeugung zum Ausdruck, daß 
die Entwürfe nach Ihrer Bestäti­
gung es unserem Staat ermögli­
chen werden, fürwahr volksum­
fassend zu werden und den So­
wjets der Volksdeputlerten el. 
ne führende Stellung gegenüber 
den Exekutivorganen einzuneh­
men.

Jedoch, unterstrich der Depu­
tierte. enthalten die Gesetzent­
würfe Bestimmungen, die man prä- 
zlsleren und sogar grundsätzlich 
ändern muß. Seiner Meinung 
nach ist es aus Ihrer heutigen 
Fassung beispielsweise nicht 
klar, auf welche Welse die De­
putierten von den Massenorgani­
sationen der RSFSR gewählt 
werden, da sie keine zentralen

(Schluß S. 4)
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< Fortsetzung)

Der Hauptinhalt der ersten 
Etappe der Reform ist die Er­
neuerung der Struktur der So­
wjets, der Modalitäten der Her­
ausbildung und der Tätigkeit der 
obersten Machtorgane und das 
Wahlsystem. Darauf zielen auch 
die der Jetzigen Tagung unter­
breiteten Gesetzvorlagen.

Die nächste große Etappe der 
politischen Umgestaltungen wird 
mit der Harmonisierung der Be­
ziehungen zwischen der UdSSR 
und den zu ihr gehörenden Repu 
bliken Zusammenhängen. In die­
ser Etappe werden Fragen des 
Status der Unionsrepubliken, der 
Erweiterung Ihrer Rechte und 
Möglichkeiten im politischen, so­
zialökonomischen und Kulturle­
ben sowie der Festigung unseres 
sozialistischen Föderativstaates 
auf dieser Grundlage behandelt. 
Das gilt auch für die autonomen 
Staatsgebilde — Republiken. Ge­
biete und Bezirke.

Eine weitere Etappe wird die 
Reorganisation der Macht in 
den Territorien sein. Man muß sich 
um die Schaffung materieller 
und rechtlicher Voraussetzungen 
kümmern, damit die Sowjets in 
der Tat über alle Fragen des ört­
lichen Lebens entscheiden und 
als vollberechtigte Organe der 
Selbstverwaltung des Volkes Wie­
dererstehen können.

Die für Ende 1989 geplanten 
Wahlen zu den örtlichen Sowjets 
auf der Basis des neuen Wahlsy­
stems werden die Möglichkeiten 
bieten, initiativreiche und energi­
sche Menschen aufzustellen, die 
in der Lage wären, die neuen 
Möglichkeiten der Vertretungsor­
gane in vollem Maße zu nutzen.

Im Rahmen der politischen Re­
form schreiten wir auch an eine 
tiefgehende Umgestaltung des 
Gerichtrechtssystems und an die 
Lösung anderer Fragen, verbun­
den mit der Formierung eines so­
zialistischen Rechtsstaates.

In dieser Richtung erwartet uns 
ein großes Stück gesetzgebender 
Arbeit, die auf die weitere De­
mokratisierung der sowjetischen 
Gesellschaft abgezielt sind.

II.
Nun über die Ergebnisse der 

volksweiten Dlskutierung der un­
terbreiteten Gesetzentwürfe. Das 
außerordentliche Interesse dafür 
hat gezeigt, wie sehr unsere 
Menschen daran interessiert sind, 
daß die Fragen der Organisation 
der Zentralmacht richtig gelöst 
werden, wie tief die Werktätigen 
es einsehen, daß mit dem effek­
tiven Funktionieren der höheren 
Ebenen des politischen Systems 
die Realisierung aller anderer 
Aufgaben der Umgestaltung. Ja 
selbst die Schicksale des Landes 
verbunden sind.

Das Hauptergebnis der Erör­
terung der Gesetzentwürfe be­
steht darin, daß in unserer Gesell­
schaft die Lebensnotwendigkeit 
der Wandlungen weite Anerken­
nung findet; die wichtigsten’ Mo­
mente der unterbreiteten Kon­
zeption wurden befürwortet. Das 
ist prinzipiell wichtig. Im allge­
meinen kann man sagen, daß die 
Entwürfe breite Unterstützung 
fanden; darin sah man ein Zei­
chen der Wandlungen, auf die 
man lange gewartet hatte. Die 
Sowjetmenschen billigen die 
Hauptidee der Dokumente — 
die Festigung der Volksmacht.

Wichtig ist auch, daß die Um­
gestaltung der Entwürfe diesmal 
nichts mit ihrer formellen Billi­
gung gemeinsam hat. Im Gegen­
teil. Ihre Veröffentlichung rief 
einen aktiven Meinungsaustausch, 
lebhafte Diskussionen, eine Men­
ge verschiedener Vorschläge und 
Korrekturen hervor. Die Zahl 
der Briefe an die Partei- und 
Staatsorgane, die Auftritte In 
den Massenmedien und auf Ver­
sammlungen der Werktätigen 
weisen aus, daß an der Diskussion 
Millionen von Menschen tellnah- 
men. Die Bemerkungen und Vor­
schläge zu den Gesetzentwürfen 
beliefen sich auf mehr als 
300 000.

Die Kommissionen für Gesetz­
gebungsvorschläge beider Kam­
mern prüften aufmerksam sämtli­
che Bemerkungen — und das 
sind viele Bände, Genossen! Dabei 
wurden die Erwägungen der Ar­
beitsgruppe berücksichtigt, In 
der unsere namhaftesten Spezia­
listen im Bereich der Rechts- und 
politischen Wissenschaft mltwlrk- 
ten. Auf Grund dessen wird vor­
geschlagen, im Gesetzentwurf 
über die Wahlen der Volksdepu­
tierten der UdSSR 32 von 62 
Artikeln und im Gesetzentwurf 
über Änderungen und Ergänzun­
gen der Verfassung 26 von 55 Ar­
tikeln zu präzisieren. Mitaufge­
nommen wurde hier eine Reihe 
von Vorschlägen, unterbreitet 
von den Deputierten des Obersten 
Sowjets der UdSSR, der Obersten 
Sowjets der Unlons- und autono­
men Republiken. Die erneuerten 
Entwürfe sind unter den Genos­
sen verteilt worden.

Bevor Ich zur Charakterisie­
rung der bedeutendsten Änderun­
gen übergehe, die Im Ergebnis 
der volkswelten Erörterung ein­
getragen wurden, möchte Ich auf 
einige allgemeinen Momente der 
letzteren eingehen.

Eine der lebhaft diskutierten 
Fragen betraf die Übereinstim­
mung der Entwürfe mit den Be­
schlüssen der XIX. Konferenz der 
KPdSU. Das Ist an und für sich 
ein weiteres Zeugnis dessen, daß 
das auf der Konferenz entwickel­

te Programm der politischen und 
Rechtsreform weitgehende Unter­
stützung gefunden hat. Auch In 
der Gesellschaft wurde die Ge­
nugtuung darüber geäußert, daß 
die Gesetzentwürfe Im Sinne der 
politischen iZlelsetzungen der Kon­
ferenz gehalten sind.

Natürlich, die prinzipiellen po­
litischen Entscheidungen der Kon­
ferenz sind eins, und die Umset­
zung dieser Entscheidungen In 
die Sprache vpn Rechtsformeln. 
Ihre Detaillierung — etwas ande­
res. Hierbei entstehen viele neue 
Momente, die selbstverständlich 
zu Diskussionsstoff werden.

Die meisten Meinungen be­
zwecken die Verbesserung der 
Gesetzentwürfe, die Präzisierung 
der Jeweiligen Bestimmungen, 
entwickelten und bereicherten die 
politischen Leitsätze der Konfe­
renz. Es gab aber auch solche, 
die die Übereinstimmung der 
veröffentlichten Gesetzentwürfe 
mit den Beschlüssen der Konfe­
renz anziwelfeiten. Für eine ähn­
liche Bewertung gibt es jedoch 
keinen Grund. Um sich davon zu 
Überzeugen, genügt es. die von 
der Konferenz bestimmten Haupt­
elemente der Konzeption der po­
litischen Reform zu nennen.

Dies sind die Schaffung eines 
Systems der Kongresse der 
Volksdeputierten, die Reorgani­
sation des Obersten Sowjets der 
UdSSR in ein ständig wirkendes 
Organ, die Bildung eines Verfas­
sungsschutzkomitees, die radikale 
Demokratisierung der Wahlen, 
die Dlrektvertretung der Massen­
organisationen in den höchsten 
Machtorganen. All das hat Inden 
Gesetzentwürfen seine Widerspie­
gelung gefunden.

Angeregt wurde auch die Fra­
ge der Diskussionsdauer der Ge­
setzentwürfe. Eine Reihe von Ge­
nossen beklagte sich darüber, daß 
die Einmonatsfrist zu kurz sei, um 
sie gründlich durchzuarbeiten. 
Dazu möchte Ich vor allem sa­
gen; Die Dimensionen und der 
Charakter der erfolgten Erörte­
rung. Ihre Offenheit und die vol­
le Freiheit der Meinungsäuße­
rung liefern Grund für die An­
nahme. daß die Gesetzentwürfe 
einer volksweiten Expertise un­
terzogen wurden. Das Ist erstens.

Zweitens nehme ich an. daß 
die Genossen folgendes außer 
acht lassen: Die den. .Gesetzent­
würfen, zugrunde gelegten Haupt- 
Ideen sind ja auch vor der Kon­
ferenz der KPdSU, auf der Kon­
ferenz selbst und. im Zusammen­
hang mit ihren Ergebnissen ak­
tiv diskutiert worden. Somit 
erörtern wir im großen und gan­
zen‘schon eine längere Zelt ei­
nen Fragenkreis, zu dem wir 
nün Beschlüsse zu fassen haben.

Und schließlich sollte man be­
rücksichtigen. daß eine Verzöge­
rung der Verabschiedung der 
Gesetzentwürfe im Grunde ge­
nommen eine Hemmung der Um­
wandlungen in sämtlichen Be­
reichen unseres Lebens bedeuten 
würde, die Im Rahmen der Um­
gestaltung erfolgen. Dadurch 
würde auch die Durchführung 
der von der zweiten und den da­
rauffolgenden Etappen der poli­
tischen Reform vorgesehenen 
Maßnahmen verzögert werden.

Hier noch eine wichtige Fra­
ge, die im Laufe der volkswei­
ten Erörterung aufgeworfen 
wurde. Neben den zahlreichen 
konkreten Vorschlägen, die die 
jeweiligen Änderungen an der. 
Gesetzentwürfen vorsehen, liefen 
viele Äußerungen über deren 
Rahmen hinaus. Das Ist Ja auch 
verständlich: Die Interessen der 
Menschen sind breiter als ein 
beliebiger Organisationsrahmen, 
und mit dem politischen System 
slpd so oder anders alle wesent­
lichen Selten des gesellschaftli­
chen Lebens verbunden.

Im Laufe der Diskussion wur­
den Fragen des Wirtschaftsme­
chanismus und der Lebensmit­
telversorgung, der Ökologie und 
der Arbeit der Rechtsschutzor­
gane sowie viele andere Fragen 
aufgeworfen, die das Leben und 
die täglichen Belange der Men­
schen berühren. Selbstverständ­
lich müssen alle diese Vorschlä­
ge aufmerksam erörtert und 
praktisch gelöst werden. Was 
aber mit den darauffolgenden 
Etappen der politischen Reform 
verbunden ist, wird zu einer gu­
ten Hilfe bei der Ausarbeitung 
der entsprechenden Gesetzbe­
stimmungen werden.
. Besonders seien die Äußerun­
gen zugunsten größerer und wel­
tergehenden Änderungen der 
Verfassung der UdSSR erwähnt. 
Das bezieht sich auf die gründ­
liche Umarbeitung der Präam­
bel auf die neue Definierung 
des sozialistischen Eigentums, 
auf die Kooperation, die Selbst­
verwaltung, die Rechte der Bür­
ger und auf andere wichtige 
Fragen.

Tatsächlich bedarf vieles In 
der Verfassung des Jahres 1977 
schon einer Erneuerung. Das Ist 
Jedoch die Angelegenheit einer 
weiteren Arbeit. Wir haben den 
Weg radikaler Reformen des 
wirtschaftlichen und politischen 
Systems sowie der geistigen Er­
neuerung Ja erst betreten, wir 
suchen beständig und entdecken 
neue Selten der zu lösenden 
Probleme; Immer wieder sind 
wir genötigt, uns zu präzisieren 
und zu korrigieren. Deshalb 
wird gegenwärtig vorgeschla­
gen, nur Jene Änderungen am 
Grundgesetz vor zu nehmen, ohne 

die es unmöglich wäre, mit der 
Bildung der neuen Struktur der 
Sowjets zu beginnen und die po­
litische Reform zu starten.

Jetzt will ich zu der Ein­
schätzung des Hauptinhalts der 
Gesetzentwürfe und jener grund­
sätzlichen Neuerungen überge­
hen, die berufen sind, die für 
die Entfaltung der sozialisti­
schen Demokratie und Selbst­
verwaltung des Volkes erforder­
lichen Rechtsbedingungen zu 
schaffen.

Bel der Analyse der Ursachen 
der Schwierigkeiten und der 
Probleme, mit denen unsere Ge­
sellschaft konfrontiert wurde, 
kommen wir Immer wieder zum 
Schluß, daß die wichtigste dar­
unter die Entstellung der Prin­
zipien der sozialistischen Staat­
lichkeit, die starke Abschwä­
chung der Kontrolle über die 
Organe der Staatsmacht und der 
Leitung seitens des Volkes Ist.

III.
Der eigentliche Gehalt und die 

Zweckbestimmung der Tätigkeit 
der Sowjets wurden In vielem aus­
gelaugt. aus den Volksmachtorga­
nen verwandelten sie sich Im 
Grunde genommen In Elemente 
des bürokratischen Kommandosy­
stems. Mit einer solchen Sachla­
ge entschieden Schluß zu machen 
und In die Sowjets neues Leben 
einzuhauchen — das Ist die 
Hauptaufgabe der Reform, die 
Jetzt verwirklicht wird. Nicht nur 
bewahrt, sondern auch vertieft 
werden dabei die prinzipiellen 
Züge, durch die sich die sowjeti­
sche Organisation von Anfang an 
auszeichnete, die ihr einen eigen­
ständigen und einmaligen Cha­
rakter verleihen und sie zur op­
timalen Form der sozialistischen 
Staatlichkeit und Demokratie ma­
chen.

Das Ist vor allem die Einheit­
lichkeit des Systems der Sowjets 
als der Repräsentativorgane der 
Volksmacht von unten bis oben.

Im Unterschied zum traditio­
nellen Staatsaufbau, bei dem die 
politische Macht In den Händen 
der Zentralorgane — des Parla­
ments und der Regierung kon­
zentriert ist und an der Basis nur 
eine beschränkte Stadtverwaltung 
gestattet ist. wurde dem Sowjet­
staat die Idee der Machtfülle aller 
Stufen der Sowjets in ihren Ter­
ritorien zugrunde gelegt, wo je­
der Sowjet als Teil der obersten 
Macht agiert. Heute, setzen wir 
dieses Prinzip wieder her and 
statten alle Repräsentativorgane 
mit Machtbefugnissen aus. Ge­
mäß den Forderungen der XIX. 
Konferenz der KPdSU werden 
von den Sowjets die wichtigsten 
Fragen des staatlichen, wirtschaft­
lichen. sozialen und Kulturlebens 
behandelt und gelöst werden.

Die Machtvollkommenheit des 
Repräsentativsystems, seine Un­
teilbarkeit und Einheit erstarken 
wesentlich dank der Einführung 
solch eines wichtigen Elements 
wie die Kongresse der Volksde­
putierten auf Unlons- und Repu­
blikebene. Diese Neueinführung 
wird zunächst durch die Aufgabe 
diktiert, Amtsmißbrauch auf der 
höchsten Ebene des Staatsgebäu­
des auszuschließen, — eine Auf­
gabe. die nur ein Organ zu lösen 
vermag, das alle sozialen Schich­
ten und Schattierungen der öf­
fentlichen Meinung repräsentiert 
und das die allgemein anerkann­
te Autorität eines höchsten Volks­
forums genießt.

Die Kongresse der Volksdepu­
tierten lassen somit unter den 
neuen Verhältnissen die Tradi­
tion der Sowjetkongresse Wieder­
erstehen, sie sind berufen, das zu 
garantieren, was W. 1. Lenin ,.ab­
soluter Demokratlsmus des Zen­
trums" nannte. Mit ihnen ist un­
mittelbar die Realisierung einer 
anderen prinzipiellen Besonder­
heit der Sowjets verbunden. Ich 
meine dabei ihren Doppelcharak­
ter als Staatsorgane und als Mas­
senorganisationen der Bevölke­
rung zugleich.

Gerade diese, in mancher Hin­
sicht eingebüßte Qualität ermög­
lichte es den Sowjets, den ständig 
lebendigen Kontakt mit den 
Werktätigen aufrechtzuerhalten, 
Vermittler der sozialen Aktivität 
zu sein, die Idee des Staatswesens 
mit der Idee der Selbstverwaltung 
des Volkes zu vereinen. Uns steht 
bevor, diese ursprüngliche Eigen­
schaft der Sowjets in vollem Ma­
ße Wiedererstehen zu lassen; ei­
ne große Rolle wird dabei selbst­
verständlich den Sowjets der 
Volksdeputierten zukommen, bei 
denen die gesellschaftliche Grund­
lage stark und unmittelbar zum 
Ausdruck kommen wird.

Ein prinzipieller Wesenszug der 
sowjetischen Organisation besteht 
schließlich auch darin, daß die 
Vertretungsorgane der Volks­
macht Im Sozialismus nach Marx 
als arbeitende Körperschaften ge­
dacht waren. In der Vergangen­
heit haben der Staatsrat und die 
Verwaltungsorgane häufig die 
Sowjets überwältigt. Deputierte, 
Insbesondere der Sowjets höherer 
Ebenen, übten nur geringen Ein­
fluß auf den Vollzug der gefaßten 
Beschlüsse aus. Aber auch ihre 
Mitwirkung an der Rechtsschöp­
fung war zum großen Teil nur 
formal. Jetzt muß sich dieser Zu­
stand von Qrund aus ändern. Die 
Deputiertenarbeit wird zu einer 
ständigen Gesetzgebungs-, Lel- 
tungs- und Kontrolltätigkeit.

In diesem Zusammenhang ist 
besonders zu beachten, daß der 
Kongreß als oberstes Machtorgan 
bei der Lösung besonders wichti­
ger Verfassungsfragen das letzte 
Wort zu sprechen hat. Außerdem 

wird ihm das Recht eingeräumt, 
nach eigenem Ermessen Jede In 
den Zuständigkeitsbereich der 
Union fallende Frage zu behan­
deln. Der Kongreß, der aus mehr 
als 2 000 Deputierten bestehen 
und In der Regel einmal Im Jahr 
Zusammentreffen wird, wird Je­
doch natürlich nicht in der Lage 
sein, die alltäglichen Gesetzge­
bungs-, Verfügungs- und Kon­
trollfunktionen wahrzunehmen. 
Diese Funktionen fallen dem von 
ihm aus den Reihen der Volksde­
putierten gewählten ständigen 
Obersten Sowjet zu.

Im Laufe der Volksaussprache 
wurde großes Interesse für die 
neue Organisation der Zentral­
macht bekundet. Es tauchte unter 
anderem die Frage auf. Inwieweit 
die Rückkehr zu Kongressen und 
die Bildung des Obesten Sowjets 
als eines ständigen wirkenden 
Organs berechtigt sei. Ich glau­
be. Genossen, wir sind auf dem 
richtigen Weg. auf dem wir 
gleichsam das erneuern, wodurch 
sich das System der Sowjets in 
seiner Leninschen Auffassung 
auszeichnete und sich gleich nach 
der Revolution bewährte, obwohl 
dieses System seine kolossalen 
Möglichkeiten auch nicht voll 
zur Entfaltung bringen konnte.

Es handelt sich aber nicht nur 
um die Rückkehr zu den Erfah­
rungen der Kongresse der So­
wjets, des Allrussischen Zentral­
exekutivkomitees und des Zentral­
exekutivkomitees. Davon hat uns 
auch die ’gegenwärtige Praxis 
überzeugt. Denn Jeder Tagung 
des Obersten Sowjets geht eigent­
lich die Heranziehung von Hun­
derten Deputierten zur Analyse 
der zur Erörterung stehenden 
Fragen voraus. Dazu werden sie 
schon Jetzt ziemlich lange Fristen 
— für einen Monat und sogar 
länger — herangezogen.

Der Oberste Sowjet kann nicht 
vollwertig arbeiten, wenn sich 
die Rolle der Deputierten nur auf 
Abstimmung beschränkt. In Zu­
kunft können seine Mitglieder die 
Vorbereitung der Gesetze in al­
len Etappen dieses komplizierten 
Prozesses in ihre Hände nehmen 

• — selbstverständlich unter Her- 
anziehunng von Fachleuten. Ein­
richtungen und Ämtern unter 
Berücksichtigung der Meinung der 
breiten öffentllthkeit.

Im Laufe der Diskussion wurde 
das Thema der Organisation der 
Arbeit des neuen Obersten So­
wjets ziemlich lebhaft behandelt. 
Dabei kam es auch nicht ohne 
gegensätzliche Meinungen aus. 
Einige sind der Ansicht, wir brau­
chen es nicht. das bürgerliche 
Parlament nachzuahmen und freie 
Deputierte zu haben. Andere wie­
der meinen, der neue Oberste So­
wjet werde seine umfassenden 
Pflichten nur bei vollständiger 
Befreiung aller seiner Mitglieder 
von anderen Tätigkeiten erfüllen 
können.

ich glaube, für uns ist es Jetzt 
wichtig, das prinzipielle Vorge­
hen festzulegen und es als not­
wendig zu erachten, daß ein ge­
wisser Teil der Mitglieder des 
Obersten Sowjets der UdSSR 
und der Obersten Sowjets der 
Unions- und der autonomen Re­
publiken sich vollständig auf die 
Arbeit in den Machtorganen kon­
zentriere. Welcher Teil konkret 
—darüber wollen wir uns bera­
ten. Das ist wohl auch in bezug 
auf die Vorsitzenden der Kom­
missionen in den örtlichen So­
wjets berechtigt. Im großen und 
ganzen aber wird die Arbeits­
praxis der neugebildeten Macht­
organe diese Frage in allen Ein­
zelheiten lösen helfen.

Jetzt über die Vollmachten der 
Kammern des Obersten Sowjets 
der UdSSR. Unter Beibehaltung 
ihrer vollständigen Gleichberech­
tigung. einschließlich der glei­
chen zahlenmäßigen Stärke, er­
hält jede von ihnen spezifische 
Funktionen entsprechend ihrer 
Bezeichnung und Bestimmung. 
Dieses Herangehen wurde wäh­
rend der Diskussion gebilligt und 
unterstützt. Zum Gegenstand die­
ser Diskussion wurde vor allem 
die Ordnung der Bildung der 
Kammern im Sinne der Hauptfor­
derung. eine bessere Vertretung 
der Unionsrepubliken im Natio­
nalitätensowjet zu gewähren.

Ich glaube, man könnte die 
Zahl ihrer Vertreter im Vergleich 
zu der im Entwurf vorgesehenen, 
sagen wir. von sieben auf elf 
Mitglieder des Nationalitätenso­
wjets von Jeder Unionsrepublik 
erhöhen, während' die Zahl der 
Vertreter der autonomen Gebilde 
die gleiche bliebe. Dementspre­
chend könnte auch die zahlenmä­
ßige Stänke des Unionssowjets 
vergrößert werden.

Bel der Bestimmung der neuen 
Funktionen des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der UdSSR und 
der Pflichten des Vorsitzenden 
des Obersten Sowjets wind' im Ge­
setzentwurf vorgeschlagen, einen 
Modus einzuführen, bei dem der 
Vorsitzende ausreichende Voll­
machten für die Organisation 
der Arbeit des Obersten Sowjets 
und seines Präsidiums haben wür­
de. Zugleich würde eine übermä­
ßige Machtkonzentration in einer 
Hand ausgeschlossen werden.

Mit anderen Worten, die für 
das sowjetische System tradi­
tionelle Kollektivität bei der Lö­
sung der Schlüssel Probleme des 
Staates bleibt erhalten. Dadurch 
fallen die Gründe für Befürch­
tungen weg. die von einigen Dis- 
kusslonstellnehmern geäußert wur­
den, Es wäre angebracht, ein sol­

ches Herangehen auch auf die 
Vorsitzenden aller Sowjets aus­
zudehnen.

Nun will Ich auf solche über­
aus wichtige Frage wie die Kon­
trollierbarkeit der Macht ednge- 
hen.i Unsere, ich würde sagen, 
historische Pflicht In der gegen­
wärtigen Etappe der revolutionä­
ren Umgestaltung besteht darin, 
alle notwendigen Garantien zu 
schaffen, um die Möglichkeit aus­
zuschließen. daß Irgendein Ele­
ment des staatlichen Mechanis­
mus außerhalb der Kontrolle des 
Volkes und seiner Vertreter ge­
rät.

Die aufmerksame Prüfung der 
dem Obersten Sowjet vorgeleg- 
ten Entwürfe läßt zur Einsicht 
gelangen, daß das Prinzip der 
Kontrollierbarkeit dem gesamten 
System der Macht und der Lei­
tung zugrundeliegt. Nehmen wir 
als erstes, daß der Kongreß der 
Volksdeputierten selbst als die 
höchste Kontrollinstanz des Lan­
des aufitrltt. Er erfüllt diese 
Funktion vor alltem dadurch, daß 
er die höchsten Staatsfunktionä­
re — den Vorsitzenden des 
Obersten Sowjets, den Regie­
rungschef und andere — wählt 
oder bestätigt.

Während der Diskussion wur­
den Vorschläge eingebracht, der 
Kongreß solle das Recht haben, 
alle von Ihm gewählten oder er­
nannten Funktionäre abzuberu­
fen, wenn sie die Erfüllung der 
ihnen übertragenen Pflichten nicht 
garantieren. Dem ist im Ent­
wurf Rechnung, getragen worden.

Der Kongreß soll zum obersten 
Schiedsrichter im Falle der 
Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen den Kammern des Ober­
sten Sowjets werden — die Ge­
setzgeber müssen auch solch eine 
Wendung der Ereignisse vorse­
hen. Dem Kongreß wird auch das 
Recht eingeräumt, die vom Ober­
sten Sowjet der UdSSR angenom­
menen Gesetzgebungsakten für 
ungültig zu erklären.

Mit Kontrollfunktionen wind in 
vollem Maße auch der Oberste 
Sowjet selbst ausgestattet sein. 
Dazu gehören die Haushaltskon­
trolle, die Prüfung der Arbeit 
von Ministerien und zentralen 
Behörden, besonders in Fällen, 
wo über Unzulänglichkeiten ge­
meldet wird sowie das Recht der 
Deputiertenanfrage. Unter den 
neuen Bedingungen wird dieses 
Recht bestimmt regelmäßig wahr­
genommen werden. Auch der 
Vorschlags'die Ansprüche an die 
Behönden, an die die Deputier­
tenanfragen gerichtet werden, 
zu erhärten, verdient Unter­
stützung.

Unter Berücksichtigung der 
eingegangenen Vorschläge wird 
Jetzt im Entwurf das Recht des 
Obersten Sowjets der UdSSR fi­
xiert, Erlasse und Beschlüsse des 
Präsidiums, sowie Verordnungen 
des Vorsitzenden des Obersten 
Sowjets aufzuheben. Es wird ei­
ne obligatorische Rechenschafts­
legung der Regierung vor dem 
Obersten Sowjet — mindestens 
einmal im Jahr — eingeführt.

Ernsthaft wird das Ansehen 
des Komitees für Volkskontrolle 
gefestigt. Ihm wird das Recht 
auf Gesetzesinitiative gewährt, 
und sein Vorsitzender wird von 
Amts wegen zum Mitglied des 
Präsidiums des Obersten So­
wjets der UdSSR. Nötigenfalls 
wird das Komitee dem Obersten 
Sowjet und seinen Kammern 
Fragen zur Erörterung vorle­
gen.

Somit wird der gesamte Ein­
fluß der höchsten Machtorgane 
für die Wiederherstellung der 
Gerechtigkeit dort, wo sie ver­
letzt ist, aber auch für die Pro­
phylaxe unerwünschter Erschei­
nungen genutzt werden.

Bei der Volksaussprache wurde 
der Vorschlag begrüßt, ein Ver­
fassungsschutzkomitee zu bilden. 
Wir alle wollen darin sowohl ein 
autoritatives als • auch — das 
Wort ist hier am Platz — un­
parteiisches Organ sehen, das 
über die Verfassung und die dar­
in verankerten grundlegenden 
Prinzipien wache.

Es wurden Zweifel geäußert, 
ob es wirklich notwendig sei. 
Mitglieder dieses Komitees für 
eine Frist von 10 Jahren zu wäh­
len. Ich glaube, wir müssen die 
maximale Unabhängigkeit der 
Komiteemitglieder von Jedweder 
Einwirkung sichern, daher kann 
diese lange Frist, für die sie ge­
wählt werden, als eine zusätzli­
che Garantie in dieser Hinsicht 
dienen.

Für richtig halte ich auch die 
Vorschläge jener Genossen, die 
der Meinung sind, das Komitee 
solle sich nicht nur mit der 
Analyse der Übereinstimmung 
der zu verabschledenen Gesetze 
und der Verfassung befassen. Das 
Komitee kann auch Initiator der 
Ausarbeitung und Verabschie­
dung der Gesetze sein, deren Feh­
len die Realisierung der Verfas­
sungforderungen hemmen kann.

Somit läßt sich behaupten. 
Genossen, daß bei uns ein eigenes 
sozialistisches System ,,des Zu­
rückhaltens und der Ausgleichge­
wichte" geschaffen wind', das be­
rufen ist, die Gesellschaft von 
Jeglichen Verletzungen der so­
zialistischen Gesetzlichkeit auf 
höchster Staatsebene zu schützen.

IV.
Genossen Deputiertei Auf der 

XIX. Unionsparteikonferenz wur­
de betont, daß vieles in der 
Struktur und der Arbeitsorganisa­
tion des obersten Machtorgans 

der UdSSR auch für die obersten 
Machtorgane der Republiken ak­
zeptabel sei und zur Steigerung 
ihrer Rolle und Autorität beitra­
gen werde.

Wir haben ein einheitliches 
System der Sowjets. Diese Ein­
heit hat sich historisch heraus­
gebildet, sie schafft die notwen­
digen politischen und organisato­
rischen Voraussetzungen für die 
exakte Arbeit des gesamten 
Staatsmechanismus unserer Föde­
ration.

Die konkrete Lösung der Fra­
gen der Struktur der obersten 
Machtorgane in den Republiken 
wird, wie schon gesagt wurde, 
Hauptinhalt der zweiten Etappe 
der politischen Reform sein. Da 
aber während der Diskussion 
ernsthafte Einsprüche bezüglich 
einiger Artikel erhoben wunden. 
In denen es sich um die Vollmach­
ten der Unionsorgane handelt, sind 
wir schon Jetzt verpflichtet, un­
sere Haltung zu dieser Frage dar­
zulegen.

Es wurde die Meinung ge­
äußert. im Gesetzentwurf über 
Abänderungen und Ergänzungen 
der Verfassung herrsche die Ten­
denz zu übermäßiger Zentralisie­
rung vor, dadurch sei die Abwei­
chung von den politischen Richt­
linien der XIX. Unionsparteikon­
ferenz zugelassen worden. Ich 
muß sagen, daß da ein Mißver­
ständnis vorliegt.

Ich denke, uns allen ist 
es heute klar. daß die 
Frage des Verhältnisses der Union 
und der Republiken im Kontext 
mit der Umgestaltung, im Rah­
men der Demokratisierung unse­
rer Gesellschaft zu lösen ist. 
Dabei ist die rationelle Vertei­
lung der Vollmachten zwischen 
den Machtorganen der Union und 
der Republiken die wichtigste 
Bedingung für die Stärke unseres 
multinationalen Staates, und 
nimmt man es breiter, so auch für 
die gesamte Entwicklung der so­
wjetischen sozialistischen Gesell­
schaft.

In der Vereinigung der Bemü­
hungen. im gemeinsamen Interes­
se liegen gewaltige Möglichkei­
ten unseres Wachstums und der 
Hebung des Wohlstandes aller 
Völker des Landes. Deshalb sind 
alle Republiken höchst interes­
siert an einem starken Zentrum, 
das imstande wäre, die Lösung 
allgemeiner Volksaufgaben zu ge­
währleisten. Mit gleicher Be­
stimmtheit sei betont. daß die 
Macht der Union sich auf die 
Macht der sie bildenden Republi­
ken 'Öls1 souvér'äner Sozialistischer 
Staaten, auf deren Selbständig­
keit. Initiative und aktive Teil­
nahme an den gemeinsamen An­
gelegenheiten stützen muß. Denn 
der Erfolg jeder Republik bildet 
die wichtigste Voraussetzung 
für den Erfolg unseres gesamten 
Bundesstaates.

Das bedeutet, daß es uns viel 
daran Liegt, wie es auf der Par­
teikonferenz auch hervorgehoben 
wurde, den Status der Unionsre­
publiken unter Berücksichtigung 
der neuen Aufgaben zu verän­
dern. ihn in der Verfassung der 
UdSSR zu verankern und ihre 
Rechte reell abzusichern. Gerade 
auf solchen Grundsätzen wurden 
die Ergänzungen zur Verfassung 
formuliert.

Augenscheinlich — das wissen 
wir jetzt. — wurden manche Be- 

. Stimmungen der Gesetze 
nicht exakt genug formuliert, da­
her riefen sie im Laufe der Erör­
terung viele kritische Bemerkun­
gen hervor.

Auf der Grundlage ihres sorg­
fältigen Studiums in den Kommis­
sionen für Gesetzgebungsvor­
schläge des Obersten Sowjets der 
UdSSR wurde es für notwendig 
gehalten, eine Reihe von Bemer­
kungen zu berücksichtigen und in 
den Entwurf der Ergänzungen 
der Verfassung ziemlich wesent­
liche Korrekturen einzubringen. 
Sie betreffen die Präzisierung der 
Bestimmungen, die als Einschrän­
kung der Rechte der Unionsrepu­
bliken in Fragen der Gesetzge­
bung. des Aufbaus und der Haupt­
richtungen der Tätigkeit der Re­
publikorgane sowie Ihrer Kompe­
tenz im Bereich des sozialökono­
mischen und kulturellen 
Aufbaus aufgefaßt wurden.

Akzeptiert wurden auch die 
Vorschläge darüber, daß im Ver­
fassungsschutzkomitee alle Uni­
onsrepubliken vertreten seien, 
und einige andere Änderungen. 
Das Präsidium des Obersten So­
wjets der UdSSR unterstützte in 
seiner Sitzung am 26. November 
dieses Jahres die genannten Än­
derungen. All das wurde gestern 
auf dem Plenum des ZK der 
KPdSU gebilligt.

Bekanntlich wird beabsichtigt, 
den gesamten Fragenkomplex, 
verbunden mit dem Status der 
Republiken, mit der Erweiterung 
ihrer Rechte und Möglichkeiten, 
auf dem Plenum des ZK der 
KPdSU über Probleme der zwi­
schennationalen Beziehungen zu 
erörtern. Der unlängst gefaßte 
Beschluß des ZK zu dieser Fra­
ge sieht die Durchführung einer 
gründlichen Vorbereitungsarbeit 
unter Teilnahme der Partei- und 
Staatsorgane der Union und Re­
publiken. der Wissenschaftler. 
Spezialisten und breiten Öffent­
lichkeit vor.

Bel der Vorbereitung des Ple­
nums darf keine der Fragen um­
gangen werden, die im Laufe der 
Erörterung der heute zur Diskus­
sion stehenden Gesetzentwürfe 
aufgeworfen wurden. Das wollte 
Ich besonders unterstreichen, Ge­
nossen.

Unsere Meribchen aller Natio­
nalitäten. die Bewohner aller Re­

publiken, müssen fest davon 
überzeugt sein, daß die sie bewe­
genden Probleme, ganz gleich, ob 
sie In den Bereich der ökonomi­
schen, politischen Rechts- oder 
kulturellen Belange unseres Heu­
te gehören oder die Unklarhel- w 
ten, die ..weißen Flecke" In der. - 
historischen Vergangenheit be­
rühren, daß also all diese Pro­
bleme eine gerechte Lösung Im 
Rahmen der Umgestaltung durch 
Methoden der demokratischen Er­
örterung und der Ausarbeitung 
koordinierter gemeinsamer Stand­
punkte finden werden.

Besonders wichtig ist es. ein 
optimales Verhältnis der Kompe­
tenz der Union der Sozialisti­
schen Sowjetrepubliken und der 
Unionsrepubliken Im Bereich der 
Ökonomik zu erreichen. Das Ist 
eine alles andere als leichte Auf­
gäbe mehrschlchtllchen Charak­
ters.

Bei uns hat sich ein einheitli­
cher Volkswirtschaftskomplex 
herausgebildet, in dessen Rahmen 
die Bedürfnisse aller Republiken 
an Roh- und Brennstoff, an Ma­
schinen und Geräten, an Lebens­
rnitteln und Konsumgütern befrie­
digt werden. In der sowjetischen 
Wirtschaft hat sich alles so stark 
verflochten und Ist voneinander 
so sehr abhängig daß nur ein 
bis zwei Betriebe auszufallen 
brauchen, als es schon eine gan­
ze Kette von Störungen des Pro­
duktionsrhythmus zur Folge hat 
und der ganzen Volkswirtschaft 
gewaltigen Schaden zufügt.

Unter Berücksichtigung all 
dessen werden wir auch die Fra­
gen der Einführung der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung in 
den Republiken lösen müssen. 
Viele diesbezüglich gemachte 
Vorschläge sind unbestreitbar, 
sie stimmen mit der gesamten 
Konzeption der radikalen Wirt­
schaftsreform überein. Dabei 
trifft das sowohl auf die Repu­
bliken als auch auf die Regionen. 
Gebiete und andere territoriale 
Einheiten zu.

Zugleich darf man sich nicht i 
mit Vorschlägen einverstanden 
erklären, auf die Einheit der ge­
setzlichen Regelung der Eigen­
tumsverhältnisse, der Beziehun­
gen des Haushalts- und Finanzsy­
stems sowie einiger anderer 
Hauptfragen im Leben unserer 
Gesellschaft zu verzichten.

Ich wiederhole: Die Stimmun­
gen und Wünsche zugunsten der 
Erweiterung der Rechte der Re­
publiken Im Wirtschaftsbereich 
sind durchaus berechtigt und ge­
setzmäßig. Diese Aufgabe'isl 
schon längst herangereift. Sie-, 
stimmt voll und ganz mlt'det 
Konzeption der Umgestaltung 
überein. Wir verurteilten schon 
mehrmals und ganz entschieden 
den Superzentralismus. der die 
Initiative vor Ort fesselte.

Es war Unsinn. wenn Mitar­
beiter in den Moskauer Büros 
über konkrete Fragen der La' 
in den Republiken entschied, 
die sie häufig kein einziges Mal 
besucht hatten. Man darf aber 
auch in ein anderes Extrem nicht 
verfallen. Um die wirtschaftliche 
Rechnungsführung im Rahmen 
der Republiken und vor Ort zu 
gewährleisten, sind allgemeine 
Gesetzesgrundlagen erforderlich, 
es ist mindestens notwendig, daß 
die Unions- und die Republikor­
gane die wirtschaftliche Rech­
nungsführung gleich auffassen. 
Nur in diesem Fall wird sie sich 
auf ein einheitliches Verrech­
nungssystem stützen und gleiche 
Bedingungen und Möglichkeiten 
für alle Republiken schaffen.

Dasselbe trifft auch auf den 
Umweltschutz zu. Die Republi­
ken sind sowohl berechtigt als 
auch verpflichtet, die entspre­
chenden Fragen in ihren Territo­
rien selbständig zu lösen. Doch 
dieser Bereich kann zugleich un­
möglich nicht auch Gegenstand 
der Regelung der Unionsorgane 
sein. Wie sollte es auch anders 
sein, wenn die ökologischen 
Probleme in unserer Zelt eine 
komplexe Lösung fordern, und 
das nicht nur im Rahmen einzel­
ner Staaten, sondern auch der 
Kontinente und der ganzen Welt.

Die Staaten übertragen Jetzt 
freiwillig einen Teil ihrer Be­
fugnisse Internationalen Organi­
sationen, die in ihrem gemeinsa­
men Namen rationelle Normen 
für die Naturnutzung einführen.

Kurzum, in allen diesen Fra­
gen gilt es. volle Klarheit zu 
schaffen. Wir müssen viel leisten, 
um die ganze Atmosphäre der 
zwischennationalen Beziehungen 
gemäß den Leninschen Interna­
tionalistischen Prinzipien zu sa­
nieren.

Man muß sagen, daß bei der 
Erörterung der Gesetzentwürfe , 
nicht wenige andere Vorschläge 
eingebracht wurden, die unsere 
unverwandte Beachtung verdie­
nen. Unter anderem wurde der 
Vorschlag gemacht, zu der Pra-*~' 
xls der ersten Nachrevolutions­
jahre zurückzukehren, als in Or­
ten mit kompakt wohnenden na­
tionalen Minderheiten nationale 
Rayons und Dorfsowjets existier­
ten. Davon sprachen wir auch auf 
der Konferenz. Ich nehme an, 
daß man In den Republiken und 
Gebieten über diese Frage nach­
denken und diesbezüglich seine 
Überlegungen äußern wird.

Überhaupt. Genossen Depu­
tierte, wäre es wohl richtig, es 
dem Präsidium des Obersten So­
wjets der UdSSR und den Kom­
missionen für Gesetzgebungsvor­
schläge der Kammern zu über­
tragen.- eine besondere Arbeits­
gruppe zu bilden und ihr De­
putierten beizugeben, die alle Unl-

(Schluß S. 3)
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onsrepubllken repräsentle r t e n. 
Diese Gruppe könnte unter Teil­
nahme von Spezialisten — Wirt­
schaftswissenschaftlern. Soziolo­
gen und Juristen — die ganze 
Geschichte der Entwicklung der 
Befugnisse der Union der SSR 
und der Republiken Punkt für 
Punkt durchstudieren, die in die­
sem Bereich verlaufenden Prozes­
se analysieren und solch eine Ab­
grenzung der Kompetenzen der 
Republiken und der ganzen so­
wjetischen Föderation ausarbel- 
len, die maximal den Aufgaben 
der weiteren Entwicklung unse­
res Landes und der Harmonisie­
rung der zwischennationalen Be­
ziehungen unter den Bedingun­
gen der erfolgenden Umgestal­
tung der sowjetischen Gesell­
schaft entsprechen würde.

Findet dieser Vorschlag Un­
terstützung, so wird man auf die­
ser Tagung einen diesbezüglichen 
Beschluß fassen können.

V.
Eine der wichtigsten Aufga­

ben der politischen Reform, die 
wir verwirklichen, ist die gründ­
liche Erneuerung der Tätigkeit 
der örtlichen Sowjets. Davon 
hängt jetzt In vielem der weitere 
Verlauf der Umgestaltung ab. 
Die wirtschaftliche Rechnungs­
führung der Betriebe und die 
Befriedigung der sozialen Belan­
ge der Werktätigen sind ja nur 
bei aktiver Unterstützung durch 
die örtlichen Behörden möglich.

Die Selbstverwaltung auf der 
Ebene dfr Arbeitskollektive ist 
ihrerseits eng mit der Selbstver­
waltung der Territorien verbun­
den.

Kurz gesagt. alQe brauchen ei­
nen starken und. gestatten Sie 
mir diesen Ausdruck, selbständi­
gen örtlichen Sowjet. Es bleibt 
’edoch vorläufig in vielem ein 
echtsloser und armer, der sich 

gegenüber den Behörden nicht 
behaupten kann und gezwungen 
ist. für die karge Ration zu exi­
stieren, die ihm das Restprinzip 
der Bereitstellung von Mitteln 
für die örtlichen Belange bietet.

Die Wiederherstellung der 
Vollmacht der Sowjets setzt eine 
Reorganisation der Leitung der 
örtlichen Angelege n h e 11 e n 
auf den Grundsätzen der 
Selbstver w a 11 u n g, Eigenfi­
nanzierung, Selbstversorgung und 
der Koordinierung örtlicher In- 
^ressfin;,, jnlt gesamtstaatlichen 
ypraus. Man muß den örtlichen 
^Machtorganen einen "politischen 
Impuls verleihen, sie auf selb­
ständige Arbeit orientieren, un­
ter voller Berücksichtigung des­
sen, daß Jetzt niemand ihre Fra­
gen für sie lösen wird.

Die Selbständigkeit der So­
wjets auf jede Welse zu festigen 
— das ist eine der Hauptaufga- 

n In der heutigen Etappe der 
.ngestaltung, die Aufgabe un­

serer Parteiorganisationen. Die 
Weisheit der politischen Leitung 
besteht gerade darin, für die ak­
tive Arbeit alle Kräfte der Ge­
sellschaft zu gewinnen, auf ihre 
initiative und Selbsttätigkeit zu 
bauen, nicht durch Befehle, son­
dern durch die Autorität des rich­
tigen Kurses, durch Überzeu­
gung zu handeln. Die Parteiko­
mitees beginnen diese Kunst zu 
erlernen.

ich möchte nochmals das unter­
streichen, wovon schon auf der 
XIX. Konferenz der KPdSU die 
Rede war: Die Wiederherstellung 
der Vollmacht der Sowjets bedeu­
tet keinesfalls eine Abkehr der 
Partei von ihrer Stellung im po­
litischen System des Sozialis­
mus.

Die Partei war der Initiator 
der Umgestaltung, sie ist heute 
die Triebkraft der Erneuerung 
und erneuert sich selbst auf den 
Leninschen Prinzipien. Nur die 
Partei mit Ihrer Autorität und 
ihren Möglichkeiten vermag, die 
vereinende Rolle zu erfüllen, in 
einer einheitlichen Politik die 
vielfältigen, gelegentlich wider­
spruchsvollen sozialen Interessen 
zu Integrieren. Nur die Partei, 
die sich die Eigenschaft der 
führenden revolutionären Kraft 
zurückerobert hat. die ständig ihr 
Recht, in der Avantgarde der Ge­
sellschaft zu schreiten, bestätigt, 
kann eine Vorwärtsbewegung un­
seres Landes zu neuen Zielmar­
ken des Fortschritts gewährlei­
sten.

Doch gerade damit die Par­
tei wie auch die Sowjets Ihre 
Rolle im politischen System ef­
fektiv erfüllen können. müssen 
die Funktionen der Partei und 
der Sowjetorgane streng getrennt 
werden. Die Arbeit in dieser 
Richtung hat begonnen. In ei­
ner relativ kurzen Zeitspanne, 
die nach der Konferenz verflos­
sen Ist, sind Maßnahmen zur 

■"Überwindung der Doppelungen 
der Staatsorgane durch die Par­
teiorgane, zur Rekonstruktion des 
Apparats sowie zur Umschaltung 
der Hauptaufmerksamkeit der 
Parteiorganisationen aller Ebe­
nen auf die Erfüllung der Funk­
tionen der politischen Leitung 
ausgearbeitet und In Angriff ge­
nommen worden.

Die Hebung der Rolle der So­
wjets setzt auch eine wesentli­
che Verbesserung der Tätigkeit 
der Exekutivkomitees voraus. Mit 
Fug und Recht haben wir die 
Forderung gestellt, mit dem Dik­
tat des Apparats Schluß zu ma­
chen und Ihn den Volksvertretern 
zu unterordnen. Doch das be 
deutet allerdings nicht, daß man 
die In den Abteilungen der Exe­
kutivkomitees wirkenden Spe­

zialisten in die Rolle passiver 
und teilnahmsloser Auftragneh­
mer versetzen muß. Durchaus 
nicht. Ein starker Sowjet ist dar­
an Interessiert, daß ihm bei der 
Durchsetzung seiner Beschlüsse 
gut ausgewählte. qualifizierte 
und Initiativreiche Leute wirk 
sam hälfen.

Die Hauptaufgabe bei der 
Festigung der Sowjets Ist die 
Schaffung einer starken materiel­
len und Finanzbasis, die Freiset­
zung Ihrer wirtschaftlichen Ener­
gie und die Hebung Ihrer Ver­
antwortung für die Versorgung 
der Bevölkerung mit allem Nö 
t'.gen.

Man muß den Teufelskreis 
sprengen, wo man das Problem 
der finanziellen Sicherstellung 
der Sowjets durch eine mechani­
sche Umverteilung der Mittel 
zwischen verschiedenen Haushal­
ten zu lösen sucht. Die Erfah­
rung zeigt, daß dies zu nichts 
Gutem führt, sondern die ohne­
hin komplizierte finanzielle Lage 
des Landes nur noch verschlech­
tert.

Die Lösung des Problems kann 
ausschließlich auf ökonomischer 
Grundlage erfolgen. Es scheint 
die Notwendigkeit vorzulegen, 
die Betriebe, die für den örtli­
chen Markt Erzeugnisse produzie­
ren und Dienstleistungen erwei­
sen. die Objekte des Agrar-In­
dustrie-Komplexes. der Kommu­
nalwirtschaft und anderer Bran­
chen des sozialen Bereichs sowie 
solche, die die Herausbildung all- 
gemelnwlrtschaftflicher Bedingun­
gen für die Entwicklung In den 
Territorien sichern, den Sowjets 
zur Verwaltung zu übergeben.

Man muß den Übergang zur 
Eigenfinanzierung der Territori­
en. zur Nutzung der Prinzipien 
der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung und zu ökonomisch be­
gründeten Normativen beschleu­
nigen. Die Ökonomen halten es 
für vertretbar. Zahlungen für 
die Nutzung sowohl der Naturres­
sourcen als auch der Arbeitskräf­
te festzu legen.

Viele interessante Vorschläge 
bezüglich materieller und finan­
zieller Möglichkeiten der So­
wjets wurden bei der Behand­
lung der Gesetzentwürfe geäußert, 
die der Tagung vorgelegt wor­
den waren. Sie bedürfen alle ei­
nes aufmerksamen und unvorein­
genommenen Studiums.

Ganz besonders möchte ich auf 
die Notwendigkeit hinweisen, 
energischer den Weg der Selbst­
verwaltung als der Gesamtheit 
aller Formen der Vertretungs­
und der unmittelbaren D^ok^a- 
tle unter der Ägide der örtlichen 
Sowjets zu bahnen. Mögen Volks­
umfragen und Versammlungen 
stattfinden, auf denen die Bür­
ger die sie bewegenden Proble­
me gemeinsam lösen.

Die gesellschaftlichen Bewe­
gungen und die Organe der 
Eigeninitiative tun ihr Bestes bei 
der Umsorgung der Kinder und 
Invaliden, beim Natur- und Denk­
malschutz sowie bei der Ver­
schönerung der Territorien.

Kurzum, man muß nur muti­
ger zupacken und nicht auf An­
weisungen und Direktiven war­
ten. Es bedarf aber auch eines 
guten Gesetzes über die örtliche 
Selbstverwaltung und die ört­
lich geleitete Wirtschaft. Zur 
Zelt wird solch ein Gesetz erar­
beitet, und man sollte es bereits 
auf der ersten Tagung des neuen 
Obersten Sowjets der UdSSR 
erörtern.

VI.
Genossen! Es wird keine Über­

treibung sein, wenn Ich sage, 
daß der Entwurf des Gesetzes 
über die Wahlen der Volksdepu­
tierten der UdSSR, das Ihnen 
zur Erörterung vorgelegt wurde, 
eine Im wahrsten Sinne des Wor­
tes radikale Erneuerung unseres 
Wahlsystems darstellt.

Das neue Gesetz wie auch die 
ganze Jetzige Atmosphäre 1m po­
litischen Leben des Landes ga­
rantieren eine reale Verwirkli­
chung Jener Normen, die offizi­
ell bis Jetzt proklamiert werden, 
Jedoch in der Praxis oft nicht 
befolgt wurden.

Die wichtigste Besonderheit 
des neuen Wahlgesetzes ist, daß 
es die Abstimmung in Wahlkrei­
sen mit Jeweils einem Mandat 
vorsieht, um das sich mehrere 
Kandidaten bewerben. Auf diese 
Welse bietet sich die Möglich­
keit einer tatsächlichen Wahl. 
Die Frage, wie diese Möglich­
keit zur Herausbildung eines 
vollwertigen Deputiertenkorps, 
der das Land unter den Bedin­
gungen der Umgestaltung zu 
leiten vermag, genutzt werden 
wird, ist zur Zelt von erstrangi­
ger Bedeutung.

Wir müssen die vorhandenen 
Möglichkeiten maximal dazu 
nutzen, daß sich jeder Wähler 
mit den Kandidaten bekannt ma­
chen kann. Zu Versammlungen, 
so sehr man sich darum auch 
bemüht, kommen nicht alle. Hier­
bei könnten Rundfunk, Fernse­
hen und Presse eine große Rolle 
spielen. Was kann überzeugender 
als öffentliche Debatten wirken. 
In denen Verlauf die Kandida­
ten die Ihnen gestellten Fragen 
beantworten, die Menschen über 
Ihre Ansichten Informieren und. 
wenn Sie wollen, einfach zeigen, 
wer was wert Ist.

Zahlreiche Teilnehmer der 
Erörterung sprachen sich für 
eine Berichtigung aus, laut der 
die Wahlen nur unter der Bedin­
gung stattfinden dürfen, wenn 
mindestens zwei Kandidaten no­
miniert worden sind. Es gab 
aber, ebenfalls nicht wenige, da­
hingehende Äußerungen, die

Hechle der Wähler bei der Ent­
scheidung der Frage über die 
Zahl der Kandidaten nicht ein­
zuschränken. Im Hinblick darauf 
wurldc In den Gesetzentwurf 
folgende Präzisierung eingetra­
gen: In den Wah'lzettel darf eine 
beliebige Zahl von Kandidaten 
eingetragen werden.

Es Ist verständlich, daß es da­
bei zu Komplikationen- kommen 
kann. Jedes Kollektiv wird be­
strebt sein, seine Vertreter 
durchzubrlngen. Und wenn wir 
keine Regelung dieses Prozesses 
vorsehen, so laufen wir Gefahr, 
anstelle einer bewußten Wahl 
ein Durcheinander zu ernten. 
Deshalb Ist Im Entwurf eine 
Vorerörterung der Kandidaten 
auf der Kreiswahlversammlung 
vorgesehen, der das Recht ein­
geräumt wird, die Kandidaten 
bei der Registrierung In der ent­
sprechenden Wahlkommlsslon zu 
vertreten. Ohne ein solches EHe- 
ment des Wahlsystems werden 
wir offensichtlich nicht auskom­
men.

Den größten Melnungsunter- 
schled löste die Im Entwurf 
mäß den Beschlüssen der XlX. 
Unionsparteikonferenz aufgenom­
mene Bestimmung über die Wahl 
aus, wonach ein Drittel der 
Volksdeputierten der UdSSR von 
gesellschaftlichen Organisatio­
nen gestellt werden. Die einen 
befürworteten es wärmstens, bei 
anderen löste das Zweifel aus, 
wieder andere erblickten darin 
eine Abweichung von den aillge- 
melndemokratlschen Grundsät­
zen des Wahlsystems.

Das Ist eine prinzipielle Fra­
ge. Es handelt sich hier um eine 
beachtliche Neueinführung in 
unser politisches Leben. Und es 
ist sehr wichtig, daß wir darauf 
bewußt und mit einem hohen 
Maße gesellschaftlichen Einver­
nehmens eingehen. Deshalb wer­
de Ich darüber ausführlicher spre­
chen.

Man muß berücksichtigen, daß 
die Vertretung der gesellschaft­
lichen Organisationen In den 
Machtorganen untrennbar mit 
der Wiederherstellung der Lenin­
schen Traditionen des Sowjet­
systems unter neuen Bedingun­
gen verbunden ist. Worin be­
steht die wichtigste Besonderheit 
des neuen Systems, die es von 
allen früheren Formen der Orga­
nisation der Staatsmacht unter­
scheiden wird? In der direkten 
und dabei ständigen Verbindung 
mit den Werktätigen. Die So­
wjets und Ihre Kongresse haben 
als weitreichende Volksversamm­
lungen, nlahtiaber -jialsg Organe, 
die die Angelegenheiten im Na­
men des Volkes entscheiden.

Bedauerlicherweise Ist dieser 
Wesenszug vielfach verlorenge­
gangen. Jetzt ändert sich diese 
Lage radikal einerseits dank der 
Wiederherstellung des wahrhaft 
demokratischen Charakters der 
Wahlen nach territorialen und 
national-territorialen Kreisen und 
andererseits dank deren Ergän­
zung durch die Wahlen von den 
gesellschaftlichen Organisationen 
aus.

Was bietet diese letztere Maß­
nahme?

Erstens erhalten die Werk- , 
tätigen In der Gestalt ihrer ge­
sellschaftlichen Organisationen 
einen weiteren Kanal direkter 
Einwirkung auf die Tätigkeit der 
Staatsmacht. Mit anderen Wor­
ten, unter neuen Bedingungen 
und auf neuem Wege erlangt 
der einzigartige Wesenszug des 
Sowjetsystems wieder sein Recht.

Zweitens schafft diese Neuein­
führung nicht die traditionellen 
demokratischen Formen ab, die 
sich unter unseren Bedingungen 
bereits eingewurzelt haben, son­
dern bereichert sie wesentlich. 
Die Vertretung der gesellschaft­
lichen Organisationen eröffnet 
der Vertretung der territorialen 
und- nationalen Gemeinden 
gleichsam einen weiteren Kanal 
der Volksherrschaft. Es entsteht 
die Möglichkeit, die konkreten 
Interessen, Hoffnungen und Be­
lange aller Klassen und sozia­
len Schichten unserer Gesell­
schaft besser zu berücksichtigen. 
Wenn Sie wollen. Ist das ein so­
zialistischer Pluralismus der 
Meinungen In Aktion.

Und drittens ist die neue Ord­
nung berufen, die gesellschaft­
lichen Organisationen selbst 
günstig als Elemente des polltl- 

.sehen Sowjetsystems zu beein­
flussen und die Überwindung 
der Passivität In Ihrer Arbeit zu 
fördern. Denn mit Erhalt des 
Rechts auf Vertretung In den 
Machtorganen wird Jede von Ih­
nen die Interessen der durch 
sie vereinten Menschen und Ih­
re politische Plattform exakt 
ausdrücken müssen.

Die Erörterung dieser Platt­
form sowohl innerhalb der Or­
ganisation als auch In der gan­
zen Gesellschaft wird es ermög­
lichen. Mängel zu ermitteln und 
die Reihen zu konsolidieren: 
während der Wahlkampagne wer­
den neue Kader befördert wer­
den, und die Aktivität der ein­
fachen Mitglieder wird zuneh­
men.

Mit einem Wort, es Ist zu er­
warten, daß dadurch frisches 
Blut den Sowjets und den gesell­
schaftlichen Organisationen selbst 
zufließen wird.

Nun laßt uns Jetzt auch die 
während der Erörterung geäußer­
ten Zweifel erörtern.

Einige Genossen, die im Laufe 
der Diskussion aufgetreten sind, 
hielten es für unannehmbar, daß 
ein Teil der Menschen nur durch 
Deputierte, die In den territoria­
len und national-territorialen 
Kreisen gewählt wurden, vertre­
ten sein wird, und die Interessen 
anderer werden unter anderem 
auch die Deputierten von Massen­

organisationen verteidigen wer 
den. Mit dieser Schlußfolgerung 
kann man sich nicht einverstan­
den erklären.

Denken wir uns mal hinein; Die 
Massenorganisationen umfassen 
praktisch die gesamte Bevölke­
rung des Landes. Das Ist die Kom­
munistische Partei mit Ihren fast 
20 Millionen Mitgliedern, der 
Leninsche Komsomol, dem 36 
Millionen Jungen und Mädchen 
angehören, die Gewerkschaften. 
In denen so gut wie alle Arbei­
ter und Angestellten organisiert 
sind, die Genossenschaften, das 
heißt unsere gesamte Kolchos­
bauernschaft und die Mitglieder 
von Konsum-, Gewerbe- und an­
deren neu gegründeten Genossen­
schaften, die Frauenräte, die die 
Interessen aller sowjetischen 
Frauen zu verteidigen haben, der 
Veteranenrat, der über 50 Millio­
nen Rentner und überhaupt Men­
schen der älteren Generation ver­
tritt, die schöpferischen Verbän­
de. die die sowjetischen Kultur­
schaffenden aller Nationalitäten 
vereinen, die Vereinigungen der 
Wissenschaftler und andere.

Es wäre einfacher zu fragen, 
wen die gesellschaftlichen Orga­
nisationen nicht vereinen, und es 
Ist korrekt, zu sagen, daß über 
sie, wie auch über die territoria­
len und national-territorialen 
Kreise in den Machtorganen alle 
sowjetischen Bürger vertreten 
sein werden.

Welter. Viele Diskusslonstell- 
nehmer, die das Vertretungsprin­
zip der Massenorganisation an 
sich für gut halten, fanden den­
noch die vorgeschlagene Wahl­
ordnung undemokratisch. Sie neh­
men an. daß dies unmittelbar In 
den Grundorganisationen oder so­
gar in den Wahlkreisen getan 
werden muß, sonst würde die 
ganze Prozedur einen bürokrati­
schen Charakter annehmen und 
einzig auf die Bestätigung der 
Leiter dieser oder jener Massen­
organisation hinauslaufen.

Ich möchte betonen, daß solche 
Befürchtungen auch In den frü­
hen Stadien der Vorbereitung der 
Gesetzentwürfe entstanden. Eben 
deshalb wurde der Vorschlag ab- 
t^elehnt. daß die Aufstellung der 
Kandidaten und die Wahlen auf 
denselben Sitzungen, Tagungen, 
Konferenzen oder Plenen der 
Massenorganisationen stattfinden 
soll. In diesem Fall wäre es wirk­
lich unmöglich, eine ernsthafte 
Erörterung der Kandidaturen ab­
zusichern.

Als Ergebnis der Erörterung 
wurde in den Gesetzentwurf noch 
eine Verbesserung eingetragen 
und zwar: Bei der Aufstellung 
der Kandidaten müssen die Mas­
senorganisationen die Vorschläge 
berücksichtigen, die von den ört­
lichen Organen, von den Grund­
einheiten und den Mitgliedern 
dieser Massenorganisationen kom­
men.

Weiterhin muß beachtet wer­
den. daß nach der Aufstellung 
der Kandidaten verhältnismäßig 
lange, zum Beispiel ein bis zwei 
Monate die öffentliche Diskussion 
erfolgt, in deren Verlauf können 
nicht nur die Mitglieder der Je­
weiligen Organisation, sondern 
auch andere Bürger ihre Mei­
nungen zum Ausdruck bringen. 
Und erst danach werden die De­
putierten auf den Konferenzen 
oder turnusmäßigen Plenartagun­
gen In geheimer Abstimmung ge­
wählt.

Kurzum, all das vollzieht sich 
vor den Augen der Öffentlichkeit. 
Und das bedeutet, daß die Mög­
lichkeit der Wahl von Menschen, 
die nur eine geringe Volksunter­
stützung genießen, auf ein Mini­
mum reduziert wird.

Das sind die Argumente zur 
Verteidigung der vorgeschlage­
nen Ordnung der Vertreterschaft 
der Massenorganisationen In den 
Machtorganen. Es scheint, daß 
ihre Einführung, einen ernsthaf­
ten Ruck auf dem Weg zu einer 
neuen Qualität der sozialistischen 
Demokratie bedeutet.

Natürlich Ist das eine unge­
wöhnliche Sache, die In Ihrem 
Ausmaß und Charakter keinerlei 
Analogien in der Weltpolltlk 
kennt. Wir wollen hier auf der 
Tagung noch einmal unsere Mei­
nungen über diese Frage austau­
schen. Dabei muß man auch be­
achten. daß die Praxis, die Er­
fahrungen es erfordern werden. 
In die Ordnung der Wahl der De­
putierten einige Präzisierungen 
einzubringen.

Das neue Gesetz muß sich In 
der Praxis bewähren. Wennrwir 
sehen, daß Berichtigungen not­
wendig sind, soll's daran nicht 
liegen. Jetzt Ist es wichtig, zu 
beginnen.

Einige Diskussionsteilnehmer 
brachten die Befürchtung zum 
Ausdruck, daß die Deputierten 
der Massenorganisationen nur 
spezifische Interessen, sozusagen 
die ihrer Zunft, ihrer Organisa­
tion durchsetzen werden. Aber 
ähnliche Vorwürfe könnte man in 
diesem Fall Jedem beliebigen De­
putierten machen. da er ver­
pflichtet ist, den Willen derjeni­
gen zum Ausdruck zu bringen, 
die ihn in das Machtorgan ge­
wählt haben.

Anders gesagt, die Vertreter­
schaft durchaus konkreter Be­
völkerungsgruppen, die Durch­
setzung ihrer spezifischen Be­
dürfnisse — das ist eine gesetz­
mäßige und natürliche Angele­
genheit, ohne die das System der 
Vertreterschaft Jeden Sinn verlie­
ren würde.

Aber das Ist nur eine Seite 
der Frage. Eine andere, nicht 
weniger wichtige besteht darin, 
daß Jeder Deputierte an der Lö­
sung von Problemen gesamtstaat­
licher Bejdeutung tellnlmmt und 
folglich nicht nur vor seinen 

Wählern, sondern auch vor dem 
ganzen Volk Verantwortung trägt. 
Wen Immer er auch vertritt — 
eine Republik, die Gewerkschaf­
ten, einen territorialen Kreis 
oder einen schöpferischen Ver­
band — er Ist ein Volksdeputier­
ter und In den Machtorganen 
tritt er nicht nur als Arbeiter, 
Kolchosbauer oder Wissenschaft­
ler auf, sondern vor allem als 
Politiker.

In unserem Land und In der 
ganzen Welt sind die Namen ei­
niger bedeutender sowjetischer 
Schriftsteller und Wissenschaftler 
bekannt, die Alarm schlugen, um 
die Öffentlichkeit darauf auf­
merksam zu machen, daß unbe­
dingt Sof ortmaßnahmen zur Ret­
tung des Baikalsees eingeleitet 
werden müssen. Nehmen wir an, 
entsprechende Organisationen ha­
ben beschlossen, sie zu Volksde- 
putlerten zu wählen. Werden die­
se Menschen dann ihre Tätigkeit 
auf die Verteidigung von berufs­
spezifischen Interessen der 
Schriftsteller oder der Akademie 
der Wissenschaften beschränken? 
Natürlich nicht!

Ein wahrer Patriot lebt Immer 
den Sorgen seines Vaterlandes. 
Die Berufung eines Politikers, 
der das Vertrauen des Volkes ge­
nießt. besteht in erster Linie 
auch im Vermögen, die Interes­
sen seiner Wähler mit den Be­
langen des ganzen Volkes und 
den Aufgaben zur Entwicklung 
der gesamten Gesellschaft in 
Einklang zu bringen, von deren 
Lösung letztendlich auch unser 
aller Wohl abhängt.

Jeder neue Tag der Umgestal­
tung bringt solche Leute aus al­
len Schichten der Gesellschaft 
ans Licht. Und wir hoffen, daß 
die Arbeiterklasse, die Bauern­
schaft und die Intelligenz des 
Landes Ihre besten Vertreter in 
die neuen Machtorgane entsen­
den.

Wir stehen vor einer der aller- 
schwlerlgsten und auch der al­
lerwichtigsten Wahlkampagnen In 
der gesamten Geschichte der So­
wjetmacht, in der sich praktisch 
alle Prozesse auf neuer Grund­
lage vollziehen werden: die Auf­
stellung der Kandidaten, Ihre 
Erörterung, die Gegenüberstel­
lung von Positionen und das Fi­
nale der Wahlen — die Abstim­
mung. Dabei müssen größtmög­
liche Weisheit und Verantwor­
tungsbewußtsein bewiesen wer­
den. Denn davon, wie die erste 
Zusammensetzung des Kongresses 
der Volksdelegierten aussehen 
wird, wer in den neuen Obersten 
Sowjet kommt, hängt in großem 
Maße die Zukunft des Landes ab.

VII.
Genossen Deputierte! Der ge­

genwärtigen Tagung des Obersten 
Sowjets wurde die Aufgabe zu­
teil, auch die Rechts- und Ge- 
nchtsreform einzuleiten. Sie sieht 
einen Komplex radikaler Maß­
nahmen vor, die den sämtlichen 
Rechtsschutzmechanismus unseres 
Staates, die Arbeit der Gerichte, 
der Staatsanwaltschaft, der 
Rechtsanwaltschaft, des Schieds­
gerichts, der Miliz und der Ar­
beitsbesserungseinrichtungen um­
fassen sollen.

In Übereinstimmung mit den Be­
schlüssen der XIX. Unionskonfe­
renz der KPdSU soll diese um­
fangreiche Arbeit im allgemeinen 
im nächsten Jahr beendet sein, 
natürlich in dem Sinne, daß die 
Reform nicht einfach auf die Ver­
änderung der Strukturen, auf die 
Festlegung neuer Funktionen 
und des Tätigkeitsregimes der 
Jeweiligen Organe reduziert wird, 
sondern die Ansammlung von Er. 
fahrungen der Arbeit auf neue 
Art erforderlich macht, d. h. sie 
wird eine längere Zelt dauern.

Jetzt handelt es sich um die 
Lösung eines Problems, das für 
das Gerichts- und Rechtssystem 
von einer Schlüsselbedeutung ist. 
in der Tat: Das Gericht ist das 
Hauptinstrument für die Einhal­
tung der Rechtsordnung. Davon 
hängen vielfach die Geschicke 
der Menschen, der Schutz ihrer 
Interessen, die Aufrechterhaltung 
der vom Gesetz bestimmten Bezie­
hungen zwischen Staat und Bür­
gern sowie die Einhaltung der 
öffentlichen Ordnung ab.

Von prlnziplelller Bedeutung ist 
daher die Gewährleistung der 
Unabhängigkeit und der Unan­
tastbarkeit der Richter sowie der 
Möglichkeit für diese, die Rechts­
sprechung objektiv und unpar­
teiisch auszuüben. Eben dieser 
Aufgabe gelten die Ergänzungen 
zu den drei Artikeln der Ver­
fassung. die die Rechts- und Ge­
richtsreform betreffen.

Die Unabhängigkeit des Ge­
richts wird in vieler Hinsicht 
vom Modus seiner Bildung be­
dingt. Im veröffentlichten Ent­
wurf war vorgesehen, daß die Ge­
richte der Rayons. der Städte, 
der Bezirke, der Gebiete und der 
Regionen von den Jeweiligen So­
wjets der Volksdeputierten ge­
wählt werden.

Ich sage es ganz offen: Darum 
hat sich eine mächtige Diskus­
sion entspannt. Der gefaßte Ent­
schluß wurde dadurch motiviert, 
daß die Richter nicht mehr von 
den früheren Sowjets, sondern 
von den durch die Rekonstruktion 
des politischen Systems neugebll- 
deten Vertretungsorganen gewählt 
werden. Bel der Volksaussprache 
fand Jedoch ein solcher Modus 
keine Unterstützung. Die meisten 
sprachen sich dafür aus; was auf 
der XlX. Unionskonferenz der 

KPdSU vorgeschlagen worden 
war, nämlich für die Wahlen der 
Volksrichter durch die übergeord­
neten Sowjets.

Das zeugt ein übriges Mal da­
von, In welchem Maße unsere 
Menschen darum besorgt sind, 
daß künftig keinerlei Einmi­
schung In die Arbeit der Gerich­
te seitens der örtlichen Behörden 
mehr vorkommt. Die entsprechen­
de Berichtigung wunde In den 
den Deputierten vorgelegten Ge­
setzentwurf aufgenommen.

Hier sei unterstrichen, daß 
während die Richter von den hö­
herstehenden Sowjets gewählt 
werden sollen, die Beisitzer in 
den Rayon-(Stadt-) Gerichten wie 
früher auf den Versammlungen 
der Bürger an ihrem Arbelts- 
oder Wohnort durch offene Ab­
stimmung gewählt werden.

Auf diese Welse wird das 
Volksgericht auf Grund zweier 
Prinzipien gebildet. Die Beisit­
zer werden unmittelbar von der 
Bevölkerung, die Richter Jedoch 
durch die repräsentativen Macht­
organe gewählt. Solch eine Ver­
einung Ist vernunftsmäßig und 
wird unseren Gerichten zusätzli­
che Autorität in den Augen ihrer 
Mitbürger verschaffen.

Als Schutz für die Unabhän­
gigkeit der Richter wird auch die 
Verlängerung ihrer Vollmachts­
dauer von fünf auf zehn Jahre, 
der Volksbeisitzer — bis fünf * 
Jahre dienen. Eine äußerst günsti­
ge Bedingung für die Ausübung 
der Rechtssprechung schaffend, 
sieht der Gesetzentwurf zugleich 
die Rechenschaftslegung der 
Richter und Volksbelsltzer vor 
denjenigen vor, die sie gewählt 
haben — vor den Wählern und 
den Sowjets. Das Ist ' Ja auch 
wichtig. Obschon die Richter nur 
dem Gesetz unterordnet sind, 
darf deren Arbeit nicht außerhalb 
der demokratischen Kontrolle ste­
hen, natürlich ohne Einmischung 
In die Behandlung konkreter Ge­
richtssachen.

Nach der Annahme von Abän­
derungen und Ergänzungen zur 
Verfassung, die die Justizorgane 
betreffen, wird die Bestätigung 
neuer Grundlagen der Gesetzge­
bung der UdSSR und der Unions­
republiken über die Gerichtsord­
nung In der UdSSR, eines Ge­
setzes über den Status der Rich­
ter und anderer Akte aktuell, auf 
deren Basis die Arbeit aller Or­
gane grundlegend umgestaltet 
wird, welche berufen sind, über 
die. Gesetze, über unsere de­
mokratischen Prinzipien und In­
stitute. Freiheiten und Rechte 
der Person zu wachen.

Wir gehen davon aus. daß die 
Bewegung in Richtung Rechts­
staat mit einer kardinalen Er­
neuerung aller wichtigsten Be­
reiche der Gesetzgebung einher­
gehen muß. Gerade das Gesetz 
als Akt der höchsten Staatsmacht 
muß zur Grundlage der Rechts­
ordnung werden, es muß die 
Durchführungsbestimmungen, ins­
besondere die behördliche Nor­
menschöpfung zurückdrängen.

Den Zielen der Vertiefung der 
Selbstverwaltung des Volkes und 
der Vervollkommnung des politi­
schen Systems wird auch eine 
Verabschiedung von Gesetzen 
über die Rechte der Gewerk­
schaften, über die Jugend, über 
die freiwilligen Gesellschaften 
und Vereinigungen, über die 
Presse und die anderen Massen­
medien sowie über die Offenheit 
in der Tätigkeit der Staatsorga­
ne und der gesellschaftlichen Or­
ganisationen dienen.

Die Festigung der Garantien 
der persönlichen Rechte erfor­
dert eine Vervollkommnung, der 
Zivil-, der Arbeits-, der Woh- 
nungs- und der Rentengesetzge­
bung sowie die Verabschiedung 
von Gesetzen über Gewissens­
freiheit und über den Modus der 
Behandlung von Vorschlägen. Er­
klärungen und Beschwerden der 
Bürger u. a.

Hier möchte ich die Aufmerk­
samkeit auf ein weiteres wesent­
liches Moment der Rechtsreform 
lenken. Wer soll sie Ins Leben 
umsetzen? Im Prinzip Ist das na­
türlich unser gemeinsames An­
liegen. Eine besondere Verantwor­
tung kommt aber natürlicherwei­
se denen zu. die es mit dem 
Rechts- und Gerichtswesen nach 
Beruf und Amtspflicht zu tun ha­
ben. Darauf geht die Aufgabe ei­
ner ernsthaften Verbesserung der 
Ausbildung der Juristenkader zu­
rück. Juristen braucht man In den 
Sowjets der Volksdeputlerten. in 
den Ministerien. Betrieben. Ein­
richtungen und Kooperativen, 
ganz zu schweigen von den 
Rechtsschutzorganen.

Zugüelch darf die Herausbil­
dung eines Rechtsstaates nicht 
nur Anliegen der Staats- und ge­
sellschaftlichen Institutionen sein. 
Er läßt sich halt nicht ohne ak­
tive Mitwirkung aller Bürger, 
ohne Erhöhung der Rechts- und 
politischen Kultur sämtlicher Ge­
sellschaft aufbauen. Das wichtig­
ste Ist, hier die unmittelbare Ge- 
winnung der sowjetischen Men 
sehen' für den politischen Prozeß 
und Ihre aktive Mitwirkung an 
der Leitung des Landes.

A
Genossen Deputierte! Die Ge­

setzentwürfe sind gestern auf 
dem Püenum des ZK der KPdSU 
unter Berücksichtigung Ihrer 
volksweiten Diskussion erörtert 
worden. Das Zentralkomitee Ist 
der Ansicht, daß sie Im großen 
und ganzen den Aufgaben der 
Reform des politischen System? 
entsprechen, die von der XlX. 
Unionskonferenz der KPdSU ge­
plant worden Ist

Vor 3,5 Jahren hat die Partei 
den Kurs auf die Erneuerung der 
sowjetischen Gesellschaft er­
klärt. Die in dieser Zelt von Par­
tei und Volk geleistete gewalti­
ge intellektuelle Arbeit hat es 
uns ermöglicht, sowohl unsere 
Ziele als auch die Mittel Ihrer 
Verwirklichung besser zu er­
gründen.

Die Umgestaltung einleitend, 
konzentrierten wir uns vor allem 
auf ökonomische Aufgaben. Sie 
nehmen auch gegenwärtig einen 
vorrangigen Platz in der Arbeit 
sämtlicher Partei- und Staatsor­
gane ein.

Es gilt, unser Bestmögliches zu 
tun, um In kürzester Frist das 
Lebensmittelproblem und andere 
vordringliche Belange der So­
wjetmenschen zu lösen. Der Weg 
dazu ist die radikale Umge­
staltung des gesamten Systems 
der Wlrtschaftsführunjg und der 
Leitung der Ökonomik.

Gestatten Sie mir das zu wie­
derholen, wovon am Anfang des 
Referats die Rede war: Der 
Schlüssel für die Lösung der 
ökonomischen gleich wie aller an­
deren Aufgaben der gesellschaft­
lichen Entwicklung Hegt in der 
Demokratisierung des gesamten 
staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens, in der Schaffung aller 
Möglichkeiten für die Initiative, 
Selbstbetätigung des Volkes und 
sein Schöpfertum.

Daß wir uns das Ziel gesetzt 
haben, den Sozialismus mit De­
mokratie zu vereinen und auf 
dieser Grundlage das gesamte 
Potential unserer Gesellschafts­
ordnung zu entfalten, dürfen wir 
für keine einzige Minute ver­
gessen, daß der sozialistische 
sowie ein beliebiger anderer 
Demokratlsmus mit Undlszlpll- 
nlerthelt, Eigenwillen und Anar­
chie nichts gemeinsam hat. Im 
Gegenteil, die Befreiung der 
Menschen von überflüssiger Re­
glementierung. die Gewährung Ih­
nen sämtlicher Möglichkeiten zur 
freien Selbstverwirklichung in 
der Arbeit und |m Schöpfertum, 
zur aktiven Teilnahme an der 
Lösung gesellschaftlicher Ange­
legenheiten setzt auch die Hebung 
der persönlichen Verantwortung 
eines Jeden für die Situation Im 
Lande, für seine Gegenwart und 
Zukunft voraus.

Gerade unter den Bedingun­
gen der Demokratie sind Mißach­
tung der Gesetze, Verschmähurig 
der Interessen und Rechte ande­
rer Bürger am wenigsten zuläSr 
slg.. ' . .

Die Umgestaltung. Demokrati­
sierung und Offenheit sind un­
trennbar von der Festigung der 
Staats- und gesellschaftlichen Dis­
ziplin, vom entschiedenen Kampf 
gegen sämtliche negativen Er­
scheinungen in unserem Leben.

Ein paar Worte über den in­
ternationalen Aspekt der politi­
schen Reform.

Die XIX. Parteikonferenz hat 
nicht einfach theoretisch. son­
dern bereits auf der Grundlage 
realer Prozesse der Jüngsten 
Zelt eine objektive Verbindung 
unserer internationalen Politik 
mit dem Charakter der inneren 
Umwandlungen in der UdSSR, 
mit unserer Umgestaltung konsta­
tiert. Und um noch konkreter zu 
sein — mit der Demokratisie­
rung der sowjetischen Gesell­
schaft.

Auf der Konferenz haben wir 
vereinbart: im Rahmen der Re­
form des politischen Systems ei­
nen effektiven, mit Vollmachten 
ausgestatteten Verfassungsmecha­
nismus für eine sachliche und 
qualifizierte Erörterung von 
Fragen internationaler Politik 
zu schaffen. Die Strukturen der 
Staatsmacht, von denen wir ge­
genwärtig reden, schaffen zu­
verlässige Garantien dafür, daß 
die Interessen des Volkes und sein 
Friedenswille stets allem Inne- 
wohnen werden, was mit unserer 
internaJ (onalen Tätigkeit venbun 
den ist

Die Vertiefung des politischen 
Prozesses, die Formierung eines 
sozialistischen Rechtsstaates be­
deuten eine Verstärkung der 
Kontrolle des Volkes über alle 
Bereiche der Politik und ge­
währleisten folglich eine größere 
Konsequenz in der Außenpolitik 
auf der Grundlage eines neuen 
Denkens.

Durch einen ständigen Fort­
schritt unserer politischen Re­
form, zu derem wichtigsten Ele­
ment die Beschlüsse dieser Ta­
gung und anschließend des Kon­
gresses der Volksdeputierten wer­
den. wird das neue, demokrati­
sche Antlitz der Sowjetunion be­
hauptet. das bereits Jetzt überall 
als ein wichtiger moralisch-poli­
tischer Faktor der Gesundung 
der internationalen Beziehungen 
angesehen wird.

Genossen Deputle r t e. so 
sieht der außenpolitische Aspekt 
der Arbeit aus. die wir durchfüh­
ren. Das wären auch die Gren­
zen unserer gemeinsamen Ver­
antwortung für die demokrati­
sche Festigung unseres großen 
multinationalen Staates.

Genossen Deputierte, gestat­
ten Sie mir, die Überzeugung 
zum Ausdruck zu bringen. daß 
die Jetzige Tagung des Obersten 
Sowjets der UdSSR die Ihr zur 
Erörterung vorgelegten Gesetz­
entwürfe, In denen die Ergebnis­
se der volksweiten Diskussion 
berücksichtigt sind, befürworten 
wird und so einen großen 
Schritt auf dem Wege der Entwick­
lung der sozialistischen Demokra­
tie in unserem Lande weitergeht. 
(Anhaltender Beifall).

Die Tagung setzt Ihre Arbeit 
fort.
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Republikpartei., Gewerkschafts­
und Komsomolorgane hat. Offen­
bar, so meint der Deputierte, 
muß ein solches Recht den ent­
sprechenden Gebietsorganisatio­
nen und Organen der autonomen 
Republiken eingeräumt werden.

Es wurden Vorschläge bezüg­
lich einer gewissen Änderung 
der Bestimmungen über die Wah­
len der Volksrichter eingebracht. 
Ihr Wesen lief darauf hinaus, 
die Richter maximal vor dem Eln- 
filuß oder vor dem Druck von 
außen zu wahren und dem Ge­
richt maximale Unabhängigkeit 
zu gewähren.

Den Prozeß der Aufstellung 
von Deputiertenkandldaten ana­
lysierend, unterstrich der Red­
ner, daß der Gesetzentwurf ein 
solches Recht der Versammlung 
einräumt, wenn auf ihr 500 Per­
sonen anwesend sind. Für eine 
Stadt, sagte der Redner, Ist das 
vielleicht auch richtig. Dem Dorf 
aber wird es schwerfallen, diese 
Norm einzuhalten. In vielen Dör­
fern gibt es so viele Wähler gar 
nicht Daher schlug er vor, für 
das Dorf eine Versammlung von 
mindestens 200 Personen als 
wahlberechtigt zu halten.

Der Deputierte W. S. Astraus- 
kas, Vorsitzender des Präsidi­
ums des Obersten Sowjets der Li­
tauischen SSR. sagte, daß die 
Werktätigen der Republik sich 
eindeutig für die Beschleunigung 
und Vertiefung der Umgestal­
tung aussprechen. Sie verbinden 
diesen Prozeß mit der Verwirk­
lichung der Ideen der Volks­
macht. der Souveränität der Re­
publik. der Schaffung eines 
Rechtsstaates und der Rückkehr 
zu den Leninschen Prinzipien 
der Sowjetischen Föderation.

Das Referat M. S. Gor­
batschows auf der heutigen Ta­
gung sowie die für die nachfol­
genden Etappen vorgesehenen 
Maßnahmen, sagte der Deputier­
te, verleihen uns die Zuversicht, 
daß die Reform des politischen 
Systems Voraussetzungen für ei­
ne weitere freie Entwicklung je­
der Nationalität und Völkerschaft 
gewährleisten, ihre Freundschaft 
und gleichberechtigte - Zusam­
menarbeit festigen und die Uni­
on der Sozialistischen Sowjetre­
publiken stärken wird. Der Red­
ner unterstützte den Vorschlag 
über die Schaffung einer Arbeits­
gruppe für die Erforschung und 
Vorbereitung des Status der 
Unionsrepublik.

Der Redner betonte, daß die 
Reform des politischen Systems 
komplex sein und in der Einheit 
mit der Umgestaltung in der 
Wirtschaft verwirklicht werden 
muß. Seiner Meinung nach habe 
die administrative Leitungsmetho­
de zu einer ungleichmäßigen Ent­
wicklung der Produktivkräfte in 
der Republik geführt. Im Zen­
trum werden willkürliche Ent­
scheidungen getroffen, durch die 
eine Erweiterung der ohnehin be­
deutenden Produktionskapazitä­
ten im Grunde genommen auf­
gezwungen wird. Der Redner 
meint, um diese und andere 
Probleme zu lösen, sei es not­
wendig. die reale Macht bei der 
Anleitung der sozialökonomischen 
Entwicklung den örtlichen Orga­
nen zu übertragen.

Der Deputierte machte einige 
Bemerkungen und Vorschläge 
zum Gesetzentwurf über Ände­
rungen und Ergänzungen in der 
Verfassung der UdSSR und be­
richtete über die schwierigen 
Prozesse, die in Litauen vor sich 
gehen.

Das Jüngste Plenum des ZK 
des Komsomol befand, daß die zu 
erörternden Gesetzentwürfe den 
politischen Richtlinien der XIX. 
Unionsparteikonferenz entspre­
chen. unterstrich der Deputierte 
V. I. Mironenko, Erster Sekretär 
des ZK des Komsomol. In sie 
wurde vieles von dem hlnelnge- 
bracht, was die Komsomolzen 
und die jungen Menschen vorge­
schlagen hatten.

Diese Arbeit, so stellte der 
Redner fest,-erwies sich nicht 
nur vom Standpunkt der Verbes­
serung der Gesetzentwürfe, son­
dern auch vom Standpunkt ei­
ner realen Gewinnung von Mil­
lionen Menschen für die große 
Politik als nützlich. Allerdings 
ging es dabei, wie der Deputier­
te zugab, nicht ohne unnötigen 
Lärm und Fehler ab. Man soll 
sich darüber nicht wundern und 
braucht auch nicht, davor Angst 
zu haben: Maxlmallsmus, Kompro- 
mlßloslgkelt und Entschiedenheit, 
die von der Jugend manchmal 
während dieser Diskussion an 
den Tag gelegt wurden, scheinen 
uns ein sehr gutes Merkmal zu 
sein. Jedoch, so sagte der Erste 
Sekretär des ZK des Komsomol,, 
ist ein Teil der Jugend ,,dicken' 
politischen Lügen auf den Lelm 
gegangen" die, man muß es zu­
geben, ziemlich stark wuchern. 
Die mancherorts durch Reklame 
weitgehend gepriesenen Versu­
che, die spruchreif gewordenen 
Probleme nur Im regionalen In­
teresse, ohne Berücksichtigung 
der Belange der ganzen Union zu 
lösen, sind seiner Meinung nach 
haltlos.

Der Deputierte sagte, er wer­
de für die Annahme der Gesetz­
entwürfe stimmen, trotzdem eini­
ge Komsomolorganisationen sie 
Im Prinzip oder teilweise abge­
lehnt haben. Sogar ein unvoll­
kommenes Gesetz, sagte er, ist 
besser als die vollkommenste und 
totale Willkür!

Auf der Tagung im Kreml
Der Ansicht des Redners nach 

bieten die vorliegenden Gesetz­
entwürfe, unter anderem die 
neue Fassung des Artikels 121 
der Verfassung der UdSSR. eine 
reale Möglichkeit für die Her­
ausbildung einer starken Politik 
bezüglich der Jugend. Im Namen 
des ZK des Komsomol unterbrei­
tete er den Vorschlag, ein Komi­
tee für Jugendangelegenhelten 
beim Obersten Sowjet der UdSSR 
zu gründen, und äußerte sich 
über die Prinzipien der Durchfüh­
rung einer aktiven Wahlkampag­
ne durch die Komsomolzen.

Die zur Erörterung stehenden 
Gesetzentwürfe haben einen brei­
ten Kreis von Fragen der Re­
form des sowjetischen politischen 
Systems berührt, sagte der De­
putierte W. S. Mawlikow, Bri­
gadier In der Produktionsverei­
nigung ..Kamgesenergostrol" aus 
Nabereshnyje Tschelny der Ta­
tarischen ASSR. Die Herausbil­
dung von Repräsentativorganen 
der Staatsmacht der UdSSR ^e- 
mäß den Beschlüssen der XlX. 
Unionsparteikonferenz und unter 
Auswertung der Ergebnisse der 
Volksaussprache über die Gesetz­
entwürfe verleiht einen machtvol- 
len Impuls der weiteren Vertie­
fung der Umgestaltung, der Ent­
wicklung der Demokratie und 
dem Aufbau des sozialistischen
Rechtsstaates.

Der Redner brachte eine Reihe 
konkreter Vorschläge zu den auf 
der Tagung zu behandelnden Do­
kumenten ein. Er billigte den 
Gesetzentwurf über die Wahlen 
der Volksdeputlerten In dem 
Punkt, daß der Kandidat, der 
bei den Wahlen mehr als die 
Hälfte der Stimmen der an der 
Abstimmung tellgenomme nen 
Wähler erhalten hat, als gewählt 
gilt, und schlug folgende Er­
gänzung vor: Wenn bei wieder­
holten Wahlen keiner der Kandi­
daten gewählt worden Ist, so gilt 
bei den wiederholten Wahlen der­
jenige als gewählt, der die rela­
tive Stimmenmehrheit der an der 
Abstimmung tellgenomme n e n 
Wähler bekommen hat.

Nach der Meinung des Redners 
wird die Aufstellung der De­
putierten von Massenorganisatio­
nen Ihre Vertretung und Aktivi­
tät fördern. Andererseits besteht 
aber die Möglichkeit, die höch­
sten Machtorgane aus der Zahl 
der hauptamtlichen Leitungsmit­
arbeiter zu bilden.

Anhand konkreter Beispiele 
aus dem Leben In Nabereshnyje 
Tschelny zeigte der Deputierte, 
daß die Interessen der Verwal­
tungsorgane den territorialen In­
teressen häufig zuwiderlaufen. 
Die Mitarbeiter der Verwaltung 
„Rosmedtechnlka" des Ministe­
riums für Gesundheitswesen der 
RSFSR hemmen die In der 
Stadt begonnene Reorganisation 
des Gesundheitsschutzes. Es gilt, 
wie der Redner behauptet, die 
Deputiertenkontrolle und die De­
putiertenrechte gesetzmäßig zu 
verstärken.

Der Durchsetzung der Grund­
lagen der Selbstverwaltung 1m 
sowjetischen Wahlsystem werden 
viele Bestimmungen der heute 
zur Erörterung stehenden Gesetz­
entwürfe dienen, sagte der Depu­
tierte A. W. Gorbunow, Vor­
sitzender des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der Letti­
schen SSR. Vor allem sind das 
die Wahlen der Volksdeputierten 
stets aus mehreren Kandidaten, 
die Unvereinbarkeit des Depu­
tiertenstatus mit einzelnen Lei­
tungsposten In anderen Organen, 
das Verbot für die vom Sowjet 
der Volksdeputlerten gewählten 
oder ernannten Amtspersonen, 
Ihre Funktionen länger als zwei 
Fristen nacheinander auszuüben 
usw.

Indessen entsprechen einzelne 
Bestimmungen dieser Gesetzent­
würfe nach der Meinung des 
Redners nicht der Aufgabe der 
Entfaltung der sozialistischen 
Selbstverwaltung des Volkes. Na­
türlich muß man In der Tätigkeit 
des Obersten Sowjets der UdSSR 
die reichen Erfahrungen unserer 
Massenorganisationen auswerten 
und die spezifischen Interessen 
Ihrer Mitglieder vertreten. Wie 
wäre das aber am besten zu er­
zielen? Der Redner meint, man 
müsse sich dabei auf die drei 
demokratischen In der heute gül­
tigen Verfassung der UdSSR 
verankerten Wahlprinzipien stüt­
zen. Die Wahlen der Deputierten 
von Massenorganisationen müssen 
allgemein, gleich und direkt sein.

Der Redner schlug vor, auf 
Wahlberechtigungsscheine zu ver­
zichten. Die Vertretung der Uni­
onsrepubliken im Unionssowjet 
des Obersten Sowjets der UdSSR 
muß der Bevölkerungszahl der 
Republik proportional sein.

Auf Probleme der Gewährlei­
stung der Machtfülle der örtli­
chen Sowjets eingehend, unter­
strich der Redner, daß man Ihnen 
eine wirksame Waffe im Kampf 
gegen ausgesprochen unzweckmä­
ßige und zuweilen auch schädli­
che Entscheidungen der Zentral­
organe geben muß. Eine beliebi­
ge wirtschaftliche, soziale und 
Kulturtätlgkelt muß im entspre­
chenden Territorium unbedingt 
mit Zustimmung des Sowjets der 
Volksdeputlerten ausgeübt wer­
den.

Der Übergang von der theore­
tischen Auffassung zur prakti­
schen Umgestaltung des politi­

schen Systems Ist tatsächlich ver­
antwortungsvoll, sagte der Red­
ner abschließend. Er verläuft In 
der Republik in einer komplizier­
ten politischen Situation. Die öko­
nomischen und sozialen Proble­
me wachsen bei uns häufig in 
zwischen nationale hinüber. Wir 
sehen ein, daß die Interessen der 
Republik mit denen der UdSSR 
übereinstimmen müssen. Alles, 
was nicht zum Nutzen der Festi­
gung der Union gereicht, nützt 
auch den einzelnen Republiken 
nicht.

Im Laufe der Erörterung der 
Gesetzentwürfe In der Republik, 
sagte der Vorsitzende des Präsi­
diums des Obersten Sowjets der 
Tadshikischen SSR Deputierte 
G. P. Pallajew, wunden ver­
schiedene Meinungen, Argumen­
te und Beweisgründe geäußert. 
Doch Im Wichtigsten waren sie 
einheitlich: Die Werktätigen un­
terstützten entschieden den Kurs 
der Partei auf eine politische Re­
form. In mehr als 8 000 Briefen, 
gerichtet an das Präsidium des 
Obersten Sowjets des Landes, 
wunde festgestelit, daß die An­
nahme der neuen Dokumente 
konkrete Schritte der Umgestal­
tung sind, die die Staatsangele­
genheiten real beeinflussen hel­
fen.

Es Ist wichtig, sagte der Red­
ner, daß dem neuen Organ — 
dem Verfassungsschutzkomitee — 
Vertreter Jeder Republik angehö­
ren wenden. Das wind eine ernst­
hafte Garantie für die Wahrung 
Ihrer Rechte sein. Zugilelch gilt 
es. die Vertretungsquoten der 
Autonomien Im Obersten Sowjet 
der UdSSR zu korrigieren.

Der Redner brachte seine ern­
ste Unruhe über die Situation in 
manchen Republiken zum Aus­
druck. Im Bereich der zwi­
schennationalen Beziehungen hat 
sich viel Ungelöstes und Nega­
tives angehäuft. Man muß Jedoch 
den Ausweg aus der entstandenen 
Situation nicht auf dem Weg des 
Separatismus, sondern auf den 
Wegen der Festigung der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubli­
ken, dabei durch die Erweiterung 
der Rechte der Unionsrepubliken 
süchen. Andernfalls schwächen 
wir die Einheit der sowjetischen 
Völker nur ab, führen sie auf ih­
re nationalen Häuser auseinander 
und untergraben die Einheit des 
Volkswirtschaftskomplexes. Dür­
fen wir die sich herausgebilde­
te Spezialisierung zwischen den 
Republiken sprengen? Auf diese 
Frage antwortete der Deputierte 
mit einem kategorischen Nein und 
forderte alle auf, das Schwerge­
wicht von Diskussionen und Mei­
nungsstreiten auf die Lösung 
konkreter sozlalökonomisc her 
Aufgaben zu verlagern.

Wir behandeln heute Fragen, 
die zur Überwindung der nega­
tiven Erscheinungen der Vergan­
genheit und zur dynamischen Auf­
wärtsentwicklung des Landes für 
eine längere Periode von prinzi- 
pell wichtiger Bedeutung sind, 
sagte der Justizminister der 
UdSSR Deputierte B. W. Kraw­
zow. Es handelt sich um solche 
Änderungen und Ergänzungen 
der Verfassung der UdSSR, die 
die grundlegenden Bestimmungen 
über die Bildung und die Voll­
machten der Staatsmachtorgane 
betreffen.

Die juristische Untermauerung 
der neuen Staatsstrukturen wird 
eine weitere Rechtsgarantie für 
die Unumkehrbarkeit der Umge­
staltung sein, Im Laufe der Erör­
terung der Dokumente, erinnerte 
der Redner, wurden Befürchtun­
gen geäußert, daß mit Ihrer An­
nahme die Rechte der Unionsre­
publiken geschmälert und ge­
würzt sein werden. Für diese Be­
fürchtungen gibt es, wie die 
weitgehende Diskussion der Ent­
würfe gezeigt hat, keinerlei ern­
sten Gründe. Es genügt zum Bei­
spiel, die Artikel 108 und 113 
des Gesetzentwurfs über Ände­
rungen und Ergänzungen der 
Verfassung zu erwägen, die von 
den Vollmachten des Kongresses 
der Volksdeputlerten und des 
Obersten Sowjets der UdSSR han­
deln, um sich davon zu überzeu­
gen. Im Gegenteil, diese Artikel 
des Gesetzentwurfes in Ihrer end­
gültigen Fassung nach der Erör­
terung aller Berichtigungen und 
Ergänzungen zeugen von einem 
aufmerksamen und, wie der Justiz­
minister unterstrich, sogar be­
hutsamen Verhältnis zu den Uni­
onsrepubliken.

Der Redner schloß seine stren­
ge Rechtßanalyse einer Reihe 
wichtiger Artikel des zu diskutie­
renden Entwurfs mit einem mar­
kanten künstlerischen Zitat, in­
dem er die Worte unseres Zeit­
genossen, des estnischen Schrift­
stellers Teet Kallas anführte:

„Je stärker Jedes Volk unseres 
einzigartigen Staates sein wird, 
desto höher wird sein nationa­
les Selbstibewußtseln, desto stär­
ker wird auch der Bund der Völ­
ker unserer Großmacht sein, des­
to gewichtiger wird Ihr Beitrag 
zum Staat als ein einheitliches 
Ganzes sein."

Als eine gute Grundlage für 
die Festigung des Bruderbundes 
gleichberechtigter Republiken un­
seres multinationalen Vaterlan­
des, für die Durchsetzung der 
Prinzipien des sozialistischen 
Rechtsstaates wurden die Gesetz­
entwürfe vom Ersten Sekretär 

des Moskauer Gebietskomitees 
der KPdSU, Deputierten W. K. 
Mesjaz qualifiziert. Die Erörte- 
terung der Dokumente Im Ge­
biet Moskau, sagte er, führte vor 
Augen, daß die absolute Mehr­
heit der Ansicht ist, daß sie voll­
ständig den Zielsetzungen der 
XIX. Unionsparteikonferenz ent­
sprechen.

Die ersten Erfahrungen der 
Durchführung der Wählen auf 
neue Art In der Stadt Ljuberzy. 
Gebiet Moskau, sagte der Red­
ner, berechtigen dazu, sich mit 
dem auf der Tagung geäußerten 
Vorschlag einverstanden zu er­
klären: Wenn In die Wahlzettel 
mehrere Kandidaten eingeschlos­
sen wenden, gilt derjenige als 
Deputierter gewählt, der die ver­
hältnismäßig größte Stlmmen- 
zahi erhalten hat.

Die Eröterung der Gesetzent­
würfe in einer Atmosphäre der 
Transparenz und Offenheit verlief 
zugleich nicht ohne Reibungen, 
meint der Deputierte. Es wurden 
sowohl argumentierte Einwände 
geäußert als auch Interessante 
Vorschläge gemacht. Unter ande­
rem ging es um die Notwendig­
keit, die Vollmachten des Kon­
gresses der Volksdeputierten und 
des Obersten Sowjets der UdSSR 
exakter auseinanderzuhalten und 
nicht nur unionsweite, sondern 
auch regionale Referenden durch­
zuführen.

Auf die Situation In den Ost- 
seerepubllken, besonders in Est­
land. eingehend, erklärte der De­
putierte, daß der kategorische, ul­
timative Ton der Forderungen In 
den ArbeltskoUektlven des Ge­
biets Moskau entschieden verur­
teilt wird. Ähnliche Handlungen 
schaffen Spannungsherde und 
schaden der Entwicklung eines 
einheitlichen multinationalen Staa­
tes.

Der Redner ging auf die 
Probleme des Übergangs der Re­
gionen auf wirtschaftliche Rech­
nungsführung und Selbstfinanzie­
rung ein und unterstrich, daß die­
ser Prozeß obligatorisch die In­
teressen des ganzen Volkes un'd 
die regionalen Interessen verei­
nen muß. Er berührte in seiner 
Ansprache die Frage des Über­
gangs der Rayons und Gebiete zu 
den neuen Prinzipien der Wirt­
schaftsführung. Dabei hob er die 
Wichtigkeit der Festigung der 
Wirtschaftsbasis der örtlichen So­
wjets hervor.

Die laufende Tagung des Ober­
sten Sowjets der UdSSR behan­
delt Fragen von besonderer poli­
tischer Bedeutung, unterstrich In 
seiner Rede der Erste Sekretär ’ 
des ZK der Kommunistischen 
Partei Georgiens Deputierte D. I. 
Patlaschwlll. Wir haben verant­
wortungsvolle Beschlüsse zu fas­
sen, die die Zukunft unserer Ge­
sellschaft, der sowjetischen Staat­
lichkeit und des Sozialismus Ins­
gesamt bestimmen werden.

Wir haben uns aus eigener Er­
fahrung überzeugt, sagte der 
Redner, daß die Leitung der Ge­
sellschaft mit demokratischen 
Methoden unermeßlich komplizier­
ter Ist, als mit autoritären Me­
thoden. Doch die Demokratisie­
rung ist der einzige Weg zur Sa­
nierung der gesellschaftlichen At­
mosphäre, zur Überwindung der 
.sozialen Deprimiertheit. Die Im 
Lande geschaffenen maximal gün­
stigen Bedingungen für die Wil­
lensäußerung des Volkes konnten 
nicht umhin, zu einer gewissen 
Polarisation der Meinungen zu 
führen. Doch um so enger schlie­
ßen sich zusammen und konsoli­
dieren sich die gesunden Kräfte 
der Gesellschaft, was die Jüngste. 
Tagung des Obersten Sowjets Ge­
orgiens bekräftigt hat. Dort hat 
der Geist des wahren Internatio­
nalismus gesiegt.

Zusammen sind wir eine ge­
waltige Großmacht, eine einmali­
ge Gemeinschaft von Nationen 
und Völkern, vereint durch das 
gleiche Ziel, sagte ferner der 
Redner. Und das mehrt die Kräf­
te Jeder Republik. Doch wir wer­
den dem neuen Modell der Ge­
sellschaft nicht näherkommen, 
wenn wir nicht den „bürokrati­
schen Zentralismus", die All­
macht des bürokratischen Appa­
rats zerstören. Ist es etwa be­
rechtigt, wenn die Energie der 
Gesellschaft unnütz für die Über­
windung künstlich errichteter 
Hindernisse verbraucht wird?

Bei der Annahme beliebiger 
Beschlüsse, die den zwischenna­
tionalen Bereich und vor allem 
die Souveränität betreffen, Ist 
besondere Umsicht und Vorsicht 
notwendig, denn manchmal ist es 
nicht leicht, der außer Rand und 
Band geratenen Emotionen Herr 
zu weiden.

Die der Tagung zur Erörte­
rung unterbreiteten Gesetzent­
würfe kennzeichnen die erste 
Etappe der Vervollkommnung des 
politischen Systems unserer Ge­
sellschaft, sagte der Redner zum 
Schluß.

Der Vorsitzende des Exekutiv­
komitees des Leningrader Ge­
bietssowjets der VoJksdeputlerten 
Deputierte N. I. Popow teilte mit, 
daß die Gesetzentwürfe In der 
Stadt und Im Gebiet weitgehend 
diskutiert und von der überwie­
genden Mehrheit der Leningra­
der unterstützt wurden.

Diese Dokumente zeugen von 
der Wiederbelebung der Werte 
der Oktoberrevolution. Sie müssen 

zu einem zuverlässigen Rechts­
werkzeug für die Verwirklichung 
der Wirtschaftsreform, für die 
Lösung sozialer Aufgaben, für die 
Steigerung der politischen Akti­
vität der Sowjetmenschen werden. 
Der Redner ging auf einige kon­
krete Vorschläge ein, die bei der 
Erörterung der Entwürfe einge­
bracht wurden. So hoben die Le­
ningrader die Bedeutung der Re­
form des Wahlsystems und der 
Rolle der Massenorganisationen 
bei der Zusammensetzung der 
höchsten Staatsmachtorgane her­
vor. Ungeachtet der unterschied­
lichen Meinungen sowohl über 
die Ordnung der Nominierung 
von Kandidaten von den Mas­
senorganisationen als auch über 
die Abstimmung für sie, erregt 
die Notwendigkeit ihrer Vertre­
tung in der Epoche der Demokra­
tisierung keine Zweifel.

Wir alle sind heute über die 
Meldungen beunruhigt, die aus 
den Ostseerepubliken eingehen, 
sagte der Deputierte. Die dort 
entbrannten Debatten wären 
eigentlich 1m Geiste der Zelt, 
würden sie nicht über den Rah­
men von Diskussionen hinausge­
hen und nicht in übereilte Schrit­
te ausarten, wie beispielsweise die 
Annahme von Dokumenten durch 
das Präsidium des Obersten So­
wjets der Estnischen SSR, die 
den Bestimmungen der gelten­
den Verfassung der UdSSR zu­
widerlaufen. Das alles dient 
nicht der Festigung der zwl- 
schennatlonalen Beziehungen und 
unterhöhlt letzten Endes die 
Ideen der Umgestaltung.

Der Deputierte T. A. Shuma- 
kanow, Direktor des Sowchos 
„Kaldshlrskl" Im Gebiet Ost­
kasachstan, Kasachische SSR, 
verwies darauf, daß die Bedeu­
tung der zu erörternden Doku­
mente nicht hoch genug ein. 
geschätzl werden kann. Sie sind 
in Übereinstimmung mit den 
Beschlüssen der XIX. Unionspar­
teikonferenz ausgearbeitet wor­
den und zielen auf eine weitere 
Entwicklung der sozialistischen 
Demokratie.

Die Werktätigen 'des Gebiets 
Ostkasachstan haben die Gesetz­
entwürfe mit viel Interesse auf­
genommen. Sie sehen darin einen 
Beweis für die konsequente Ver­
wirklichung des Parteikurses auf 
die Vertiefung des Umgestal­
tungsprozesses und die Bewälti­
gung der Aufgaben, die mit der 
Reform des politischen Systems 
Zusammenhängen. Die Atmosphä­
re bei der Diskussion dieser Do­
kumente war von echter Offen­
heit geprägt.

Die Festlegungen der Entwür­
fe über den Kongreß der Volks­
deputierten der UdSSR, die Stif­
tung der Funktion des Vorsitzen­
den des Obersten Sowjets der 
UdSSR, die Schaffung des Ver­
fassungsschutzkomitees, die Bil­
dung von Präsidien der Sowjets 
und die Demokratisierung des 
Wahlsystems finden, so betonte 
der Redner, bei den Werktäti­
gen des Gebiets positiven 
Anklang. Diese wie auch die 
neuen Bestimmungen der Geset­
ze überzeugen uns deutlich da­
von, daß die Veränderungen im 
politischen Bereich unumkehrbar 
sind. Zugleich sind sie ein kon­
kretes Beispiel der praktischen 
Realisierung der Entschließun­
gen der XIX. Unionskonferenz. 
Der Deputierte erachtete es als 
notwendig, Im Entwurf des Ge­
setzes der UdSSR über die Ab­
änderung und Ergänzung der 
Verfassung der UdSSR die Rolle 
der Wähleraufträge bei der Auf­
stellung der Pläne der wirt­
schaftlichen und sozialen Ent­
wicklung hervorzuheben.

Der Diskussionsredner äußerte 
Im Namen der Werktätigen Ka­
sachstans die Beunruhigung über 
die vom Obersten Sowjet der 
Estnischen SSR angenommenen 
Korrekturen zur Verfassung der 
Republik. Sie stehen nach un­
serem Dafürhalten Im Wider­
spruch zu den Normen der gel­
tenden Verfassung der UdSSR 
und untergraben die Grundsätze 
des rechtlichen Aufbaus und der 
Einheitlichkeit der UdSSR wie 
auch die wirtschaftliche Grund­
lage unseres Vielvölkerstaates, 
betonte er.

Der Deputierte R. Ch. Chabi- 
bulln, Erster Sekretär des Ge- 
bletspartelkomltees Baschkirien, 
verwies darauf, daß die Annah­
me der zu erörternden Gesetze 
durch den Obersten Sowjet der 
UdSSR die Weiterentwicklung 
der sozialistischen Demokratie 
und den Aufbau eines Rechtsstaa­
tes sowie das Vorwärtsschreiten 
unseres Landes begünstigen 
wird.

Sein Diskussionsbeitrag galt 
vor allem Problemen der zwi­
schennationalen Beziehungen. 
Die Beschlüsse des Ober­
sten Sowjets der Estni­
schen SSR vom 16. November, 
so sagte er, haben bei den 
Werktätigen Baschkiriens tiefe 
Besorgnis hervorgerufen. Damit 
werden die grundlegenden Punk­
te der Verfassung der UdSSR re­
vidiert, die die zementierende 
Grundlage des Sowjetstaates dar­
stellt und die Interessen aller 
Unionsrepubliken auf einen Nen­
ner bringt. Niemand von uns, 
Vertretern der multinationalen 
Republiken, würde dem Gedan. 
ken beipflichten, unsere gewalti­
ge Föderation In eine lockere 
Konföderation zu verwandeln. 
Niemandem sind Schritte gestat. 

tet, die den Bestimmungen des 
Grundgesetzes der UdSSR zuwi­
derlaufen.

In der gegenwärtigen histori­
schen Zeltperlode bedarf es 
zur Erfüllung der von der Partei 
festgelegten Aufgaben einer um­
fassenden Konsolidierung aller 
politischen und gesellschaftlichen 
Kräfte des Landes. Die Zielstel­
lungen der Umgestaltung kön­
nen nur durch vereinte Bemühun­
gen von Angehörigen aller Na­
tionalitäten erreicht werden.

Als Mitglied des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der 
UdSSR, führte der Redner wei­
ter aus, habe ich ohne Jeglichen 
Zweifel für den Erlaß gestimmt, 
mit dem die auf der außerordent­
lichen Tagung der Estnischen 
SSR angenommenen Gesetze als 
mit der Verfassung der UdSSR 
nicht übereinstimmend erklärt 
worden sind. Sie wurden zum 
Nachteil den Interessen des 
Volkes der Estnischen SSR wie 
auch aller Völker der UdSSR 
verabschiedet.

Im weiteren warf der Depu­
tierte einige Fragen auf, deren 
Lösung helfen soll, die Interessen 
aller Nationen und Völkerschaf­
ten der UdSSR bei der Bewälti­
gung der Aufgaben der sozial­
ökonomischen Entwicklung ver­
schiedener Territorien des Lan­
des besser zu berücksichtigen. 
■Unter anderem schlug er vor, 
sämtliche überplanmäßige Er­
zeugnisse für die Regionen und 
■nicht im Interesse der Behörden 
zu nutzen.

Die Deputierte N. P. Otke, 
Vorsitzende des Exekutivkomitees 
des Bezirkssowjets Tschukotka, 
Gebiet Magadan, billigte die auf 
der Tagung zu erörternden Ge­
setzentwürfe. Zugleich unter­
breitete sie den Vorschlag, die 
Vertretungsnormem für den Kon­
greß der Volksdeputierten der 
■UdSSR vom autonomen Bezirk 
auf zwei Deputierte zu berechnen. 
Auch solltet! ihrer Meinung 
nach in den Gesetzgebungsakten 
die Beziehungen zwischen den 
autonomen Bezirken . und den 
■übergeordneten Sowjets der 
'Volksdeputierten in den Republi­
ken sowie den Staatsorganen im 
■Zentrum In den nachfolgenden 
■Etappen der Reformierung des 
politischen Systems exakter um­
rissen werden. In diesem Zusam­
menhang halten es die Wähler 
•für notwendig, daß das Justiz­
ministerium der UdSSR, der Mi­
nisterrat der RSFSR, die daran 
Interessierten Ministerien und 
andere zentrale Staatsorgane, 
sowie die örtlichen Sowjets und 
die wissenschaftlichen Einrichtun­
gen die mit der Weiterentwick­
lung des Réchtsstatus der auto­
nomen Bezirke und der besseren 
Trennung der Kompetenzbereiche 
■von Regionen, Gebieten und 
autonomen Bezirke zusammen­
hängenden Fragen gemeinsam 
tiefschürfend durcharbeiten und 
dabei sowohl die Integrationspro­
zesse, als auch die Selbständig­
keit und Verantwortlichkeit der 
autonomen Bezirke auf dem Ge­
biet der Wirtschaft, der sozial­
kulturellen Entwicklung und der 
■Leitung berücksichtigen.

Nach Ansicht der Rednerin 
gelte es, die Hauptkennziffern 
der wirtschaftlichen und sozialen 
■Entwicklung der autonomen Be­
zirke gesondert, aber gleichzei­
tig mit den Plänen der wirt­
schaftlichen und sozialen Ent­
wicklung der jeweiligen Regionen 
und Gebiete zu bestätigen. Dabei 
sollte die Prüfung und Koordi­
nierung der Schemen zur Ent­
wicklung und Verteilung d,er 
Produktivkräfte und der sozialen 
Sphäre der autonomen Bezirke 
In allen Etappen Ihrer Erarbei­
tung und Bestätigung unter 
strikter Mitwirkung der Exeku­
tivkomitees der Sowjets erfolgen.

Hätte es In unserem Wahlbe­
zirk ein Barometer gegeben, so 
hätte dieser unbedingt auf Storni 
■gezeigt, betonte der Deputierte 
W. D. Shilowskl, Ofenarbeiter 
Im Titan, und Magnesiumkombi­
nat Saporoshje. Der Gesetzent­
wurf über die Änderung und Er­
gänzung der Verfassung der 
UdSSR hat bei den Werktätigen 
großes Interesse gefunden. Gibt 
es denn überhaupt etwas Ge- 
melnsames zwischen der At­
mosphäre, in der die Diskussion 
dieses Dokuments verlief, und 
Jenem Stillwasser der Einmütig­
keit, das wir gewohnt waren?

Der Deputierte hob die Not­
wendigkeit hervor, das politische 
System des Landes möglichst 
schnell umzubauen. Verzögerun­
gen und ewig lange Diskussionen 
würden sich hierbei als folgen­
schwer erweisen, sagte er. Das 
politische Erwachen des Volkes, 
seine gewachsene Aktivität ver­
langen von den Deputierten eine 
neue Einstellung zur Arbeit,. Die 
Einheit von Wort und Tat ist 
heute von ausschlaggebender Be­
deutung. Der Diskussionsredner 
nannte einige Beispiele, wo 
Beschlüsse unerfüllt blieben. 
Auf seinen Vorschlag hin sollte 
das neue Dokument den Volks­
abgeordneten das Recht einräu­
men, sich an die zuständigen 
Organe bzw. Amtspersonen mit 
Deputiertenanträgen zu wenden. 
Es sollte zugleich die Verantwort­
lichkeit dieser Organe und Per­
sonen wegen Terminverletzung 
oder Mißachtung der Deputier­
tenrechte vorsehen.

Der Deputierte stellte fest, 
daß durch die vom Obersten So­
wjet der Estnischen SSR ange­
nommenen Korrekturen im Grun­
de die Ausgangsprinzipien der 
Einheitlichkeit des multinationa­
len Vaterlandes untergraben wer­
den. Zugleich verwies er darauf, 
daß die Umgestaltung eine Auf­
bauarbeit und nicht eine Zerstö­
rung voraussetzt. Er rief alle 
Werktätigen des Landes auf, den 
Internationalismus als die her­
ausragende Errungenschaft der 
Menschheit weiterhin zu festl. 
gen.

Der Deputierte K. Turyssow, 
Sekretär des Zentralrats der So­
wjetgewerkschaften, kommentier­
te die Vorschläge und Be ' 
merkungen der Gewerkschafts­
organisationen des Landes hin. 
sichtlich der Gesetzentwürfe. 
Die Vorschläge vom Platz aus, 
so sagte er, sind ganz deutlich 
vom Gedanken geprägt, daß die 
künftigen Veränderungen unab­
dingbar sind und daß möglichst 
schnell mit administrativem Wei- 
sungsstll, politischer Trägheit 
und staatsbürgerlicher Indiffe­
renz aufgeräumt werden muß. 
'Diese Aufgaben können nur mit 
Hilfe der Reform des politischen 
Systems gelöst werden. Nach 
Ansicht des Zentralrats der So­
wjetgewerkschaften sind die auf 
der Tagung zu erörternden Ge­
setzentwürfe diesem Ziel ange­
messen.

Darauf brachte der Deputierte 
seine Elindrücke von der Jüngsten 
■Dienstreise In das Gebiet Pskow 
zum Ausdruck. Die Zusammen­
künfte und Aussprachen mit der 
Arbeiterklasse sowie das Ken­
nenlernen der Sachlage Innerhalb 
dieses uralten russischen Land­
strichs, betonte er, veranlassen 
mich als Deputierten und Bürger 
zu folgender Feststellung: Unser 
einheitlicher Vielvölkerstaat — 
die Union gleichberechtigter Re­
publiken—, Ist eine herausragen, 
de Errungenschaft des sowjeti­
schen Volkes, unser Stolz. Aller­
dings kommt der Russischen 
Föderation in dieser einheitlichen 
Familie eine besondere Rolle zu. 
Eben die Russische .Föderation 
und Ihre Arbeiterklasse nahmen 
nach der Oktoberrevolution zum 
eigenen Nachteil die Urbar­
machung der ehemaligen Rand­
gebiete Zarenrußlands in Angriff. 
Das russische Volk, daß im Va­
terländischen Krieg gewalt 
Verluste erlitten hatte, setzte* 
sich in erster Linie für die Wie­
derherstellung der westlichen 
Regionen des Landes ein. Dabei 
tat es das wiederum zum eigenen 
Schaden. Gerade aus diesem 
Grunde möchte ich an diejenigen 
appellieren, die diese Lehren der 
Geschichte heute zu durchkreu­
zen suchen und die von irgendei­
ner Schmälerung ihrer Souverä­
nität sowie davon reden, daß 
manche Irgendwo auf ihre Ko­
sten leben: Wollen wir auf eile 
Stimme der Vernunft hören, Ge­
nossen, und in diesen Fragen in 
höchstem Maße verantwortungs­
bewußt vorgehen.

Der Deputierte K. J. Lawrow, 
Vorstandsvorsitzender des Ver­
bandes der Theaterschaffen'’'n 
der UdSSR, unterbreitete .i 
Vorschlag, die zu erörternden 
Gesetzentwürfe anzunehmen. Da­
bei hob er hervor, daß die Dis- 
kusslon der Gesetzentwürfe der 
UdSSR in einer von Demokratie 
und Offenheit geprägten At- 
mosphäre verlief.

Dank der Umgestaltung, be­
tonte ferner der Redner, Ist die 
Gesellschaft aus der sozialen 
Indifferenz erwacht. Nun Ist es 
wichtiger denn Je, sich um des 
Triumphes dieses Kurses willen 
zusamenzuschlleßen. Unsere Ge­
sellschaft ist In der Lage, die in 
einigen Regionen des Landes ent­
standene Situation zu überwin­
den.

Diese Probleme müssen im 
Sinne der neuen Denkweise ge­
löst werden. Dabei sollte man 
sich nicht von Emotionen und 
Leidenschaften leiten lassen. Nie 
zuvor war die politische Aktivi­
tät der Massen so hoch wie Jetzt. 
Wir lernen Demokratie, zu­
gleich müssen wir aber auch aus 
den Fehlern Lehren ziehen.

Im weiteren ging der Deputier­
te auf einige Bestimmungen der 
Gesetzentwürfe der UdSSR ein. 
Die Gesetze, betonte er, nachdem 
er einige dahingehende Än­
derungen und Ergänzungen un. 
terbreltet hatte, werden von der 
Praxis auf die Probe gestellt. Es 
kommt darauf an, daß auch die 
Deputierten des Obersten Sowjets 
ihrer Rolle als Abgeordnete des 
Volkes im höchsten Staatsmacht­
organ des Landes bestmöglich 
gerecht werden.

Der Redner ist aber der Mei­
nung, daß dem vorläufig noch 
nicht immer so sei. Sich an die 
Deputierten wendend, sagte er: 
Jeder Sitzplatz In diesem Raum 
Ist mit Kopfhörern versehen. Man 
kann also hören, was von der 
Tribüne aus gesagt wird. Leider 
fehlen aber die Mikrophone, die 
eine Antwort ermöglichen wür. 
den. Es tut eine zuverlässigere 
Rückkopplung not. Der sozialisti­
sche Meinungspluralismus gehört 
zu den wichtigsten Voraussetzun­
gen für die Vertiefung des De­
mokratisierungsprozesses.

A

Die Tagung setzt Ihre Arbeit 
fort.
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